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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


Wird die Bundesregierung allen deutschen di- 
plomatischen und berufskonsularischen Vertre- 
tungen den Wortlaut der deutschlandrechtlich 
sehr bedeutsamen Entscheidung des Bundesver- 
fassungsgerichts vom 21. Oktober 1987 -2 BvR 
373/83 - (Staatsangehörigkeitssache Teso) über- 
mitteln und ihre diplomatischen Vertretungen im 
Sinne des Verfassungsgebots „den Wiederver- 
einigungsanspruch . . . nach außen beharrlich 
zu vertreten" (Grundvertragsurteü vom 31. Juli 
1973) anweisen, die Aufmerksamkeit der westli- 
chen und neutralen Staaten auf diese grundle- 
gende, für alle Staatsorgane verbindliche, Ent- 
scheidung des Bundesverfassungsgerichts zu 
lenken? 

Antwort des Staatsministers Schäfer 
vom 14. Dezember 1987 

Das Auswärtige Amt wird die Auslandsvertretungen von der Entschei- 
dung des Bundesverfassungsgerichts unterrichten. Dabei werden die 
Auslandsvertretungen angewiesen, künftig grundsätzlich den Nachweis 
der DDR- Staatsbürgerschaft als Nachweis der deutschen Staatsangehö- 
rigkeit im Sinne des Artikels 116 GG anzuerkennen. 

Die Auslandsvertretungen werden wie bisher in den Gastländern unsere 
Haltung zur deutschen Frage erläutern. Sie werden dabei selbstverständ- 
lich auch weiterhin die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
berücksichtigen. 


2. Abgeordneter Wie beurteüt die Bundesregierung das Verhal- 

Dr. Czaja ten des rumänischen Botschafters, der beim Pro- 

(CDU/CSU) tokoU der Bundestagsverwaltung vorstellig wur- 

de, um eine Bundestagsdebatte über die men- 
schenrechtliche Lage und Existenzhilfen für die 
Bevölkerung in Rumänien zu verhindern, im 
Hinblick auf die völkerrechtlichen Verpflichtun- 
gen Rumäniens aus Artikel 4 1 Abs. 1 Satz 2 des 
auch zwischen Rumänien und der Bundesrepu- 
blik Deutschland in Kraft befindlichen Wiener 
Übereinkommens über diplomatische Beziehun- 
gen vom 18. April 1961, sich nicht in die inneren 
Angelegenheiten der Bundesrepublik Deutsch- 
land (als Empfangsstaat) einzumischen? 

Antwort der Staatsministerin Frau Dr. Adam-Schwaetzer 
vom 26. Januar 1988 

Artikel 3 Abs. 1 b des Wiener Übereinkommens über diplomatische 
Beziehungen räumt einer diplomatischen Mission u. a. das Recht ein, „die 
Interessen des Entsendestaates und seiner Angehörigen im Empfangs- 
staat innerhalb der völkerrechtlich zulässigen Grenzen zu schützen". 
Nach allgemeiner völkerrechtlicher Praxis gehört dazu die Möglichkeit 
eines Missionschefs, zu Fragen der bilateralen Beziehungen seine 
Gesichtspunkte vorzutragen. Soweit die Demarche des rumänischen Bot- 
schafters beim Protokoll des Deutschen Bundestages allerdings darauf 
abzielte, ein Verfassungsorgan der Bundesrepublik Deutschland an der 


1. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 
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Ausübung seiner verfassungsmäßigen Aufgaben zu hindern, so hält die 
Bundesregierung das nicht für hinnehmbar. Der Vorwurf einer „schwe- 
ren Einmischung in die inneren Angelegenheiten Rumäniens" ist im 
Verlauf der von Ihnen erwähnten Debatte des Deutschen Bundestages 
deshalb zu Recht von Abgeordneten in deutlicher Form zurückgewiesen 
worden. Mein Kollege, Staatsminister Schäfer, hat gegenüber dem rumä- 
nischen Botschafter bei dessen Vorsprache aus gleichem Anlaß im Aus- 
wärtigen Amt den Vorwurf der Einmischung ebenfalls mit aller Entschie- 
denheit zurückgewiesen und unsere Haltung zur Unabhängigkeit des 
Deutschen Bundestages ausführlich dargelegt. 


3. Abgeordnete 

Frau 

Wieczorek-Zeul 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung der Meinung, daß der 
Städtepartnerschaftsvertrag zwischen der hessi- 
schen Landeshauptstadt Wiesbaden und der pol- 
nischen Stadt Wroclaw sich im Rahmen des War- 
schauer Vertrages bewegt und von daher nicht 
die Interessen der Bundesrepublik Deutschland 
beeinträchtigt? 


Antwort des Staatsministers Schäfer 
vom 25. Januar 1988 

Das Auswärtige Amt war während der Verhandlungen über die Anbah- 
nung einer Städtepartnerschaft zwischen Wiesbaden und Breslau von der 
Stadtverwaltung und aus Kreisen der Stadtverordnetenversammlung um 
Stellungnahme zu verschiedenen Entwürfen gebeten worden. Es hat 
dabei darauf hingewiesen, daß in einer Städtepartnerschaftsvereinba- 
rung Aussagen vermieden werden sollten, die einen außenpolitischen 
oder völkerrechtlichen Charakter haben und über den örtlichen Wir- 
kungsbereich einer Gebietskörperschaft hinausreichen. Das Auswärtige 
Amt hat ferner die Auffassung vertreten, daß im deutschen Text der 
Vereinbarung unserem allgemeinen Sprachgebrauch entsprechend die 
deutsche Ortsbezeichnung Breslau verwendet werden muß. 


4. Abgeordneter 

Dr. Scheer 


(SPD) 


Kann die Bundesregierung nähere Angaben 
über die Ziele, Funktionen, Zusammensetzung 
und den Status des deutsch- französischen Ver- 
teidigungsrates und der deutsch-französischen 
Brigade machen, und teilt sie die Auffassung der 
WEU-Versammlung, daß diese Projekte ebenso 
wie alle anderen Entwicklungen der bilateralen 
Zusammenarbeit zwischen WEU-Mitgliedslän- 
dern im WEU-Rat mit dem Ziel erörtert werden 
sollten, diese Zusammenarbeit auf die Gesamt- 
heit der Mitgliedsländer auszudehnen? 


Antwort des Staatsministers Schäfer 
vom 27. Januar 1988 

Am 22. Januar 1988 ist in Paris anläßlich des 25. Jahrestages des Elysee- 
Vertrages ein Protokoll über die Schaffung eines Deutsch- Französischen 
Rates für Verteidigung und Sicherheit unterzeichnet worden. Bei gleicher 
Gelegenheit wurde ein Beschluß über die Aufstellung einer deutsch- 
französischen Brigade gefaßt. Protokoll und Beschluß sind veröffentlicht 
worden. Sie finden in beiden Papieren Antworten auf Ihre Fragen. Der 
Bundeskanzler wird im Auswärtigen Ausschuß in dessen Sitzung am 
3. Februar 1988 unter anderem auch zu den deutsch-französischen Bezie- 
hungen Stellung nehmen. 


2 




Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode DrUCkSSCh© 1 1/1736 


Die Bundesregierung hat großen Wert darauf gelegt, unsere Partner in 
der Westeuropäischen Union (WEU) (und der NATO) regelmäßig bi- und 
multilateral über die Entwicklung der deutsch-französischen sicherheits- 
politischen Zusammenarbeit zu unterrichten. Beim letzten WEU-Mini- 
stertreffen in Den Haag trugen der deutsche und französische Verteidi- 
gungsminister ausführlich vor. Ihre Kollegen aus den übrigen Ländern 
begrüßten die Entwicklung ebenso wie die Unterrichtung. Die Bundesre- 
gierung und die französische Regierung haben seither den Ständigen 
WEU-Rat in London mehrfach informiert, am 27. Januar 1988 über die 
Beschlüsse vom 22. Januar 1988 in Paris. Dort waren bereits am 
22. Januar 1988 die Botschaften der WEU- und NATO-Partner eingehend 
unterrichtet worden. 

Damit soll deutlich werden: Die Bundesrepublik Deutschland und Frank- 
reich betrachten ihre sicherheitspolitische Zusammenarbeit nicht als 
exklusiv. Dies machen sie in der Präambel des Protokolls vom 22. Januar 
1988 deutlich. Dort heißt es u. a.: 

- überzeugt von der Notwendigkeit, in Übereinstimmung mit der Erklä- 
rung der Minister der Mitgliedstaaten der WEU vom 27. Oktober 1987 
in Den Haag, eine europäische Identität auf dem Gebiet der Verteidi- 
gung und der Sicherheit zu entwickeln, durch die im Einklang mit den 
Verpflichtungen zur Solidarität, die sie im geänderten Brüsseler Ver- 
trag sowie im Nordatlantikvertrag eingegangen sind, die Schicksals- 
gemeinschaft, die beide Länder verbindet, wirksam zum Ausdruck 
gebracht wird; 

- gewillt, dafür zu sorgen, daß im Einklang mit Artikel V des geänderten 
Brüsseler Vertrags ihre Entschlossenheit, alle Vertragsstaaten dieses 
Vertrages an ihren Grenzen zu verteidigen, sichtbar und mit den 
erforderlichen Mitteln untermauert wird. 


5. Abgeordneter 

Dr. Scheer 

(SPD) 


Antwort des Staatsministers Schäfer 
vom 25 , Januar 1988 

Entsprechend der „Brüsseler Erklärung über konventionelle Rüstungs- 
kontrolle" der NATO -Außenminister vom 11. Dezember 1986 tritt die 
Bundesregierung mit ihren Verbündeten für Verhandlungen über kon- 
ventionelle Stabilität in ganz Europa zwischen den Mitgliedstaaten der 
NATO und des Warschauer Pakts ein. Dabei ist es unser Ziel, ein stabiles 
und gesichertes Streitkräfteniveau herzustellen, das darauf gerichtet ist, 
Ungleichgewichte sowie die Fähigkeit zu Überraschungsangriffen oder 
zur Einleitung von raumgreifend angelegten Offensiven zu beseitigen. 
Verhandlungen über konventionelle Stabilität sind ein wesentlicher Teil 
des westlichen Rüstungskontrollkonzepts, dem die Mitglieder der WEU 
in ihrer Plattform vom 27. Oktober 1987 ihre volle Unterstützung ausge- 
sprochen haben. 

Ich stimme Ihnen zu, daß zur Herstellung eines nachprüfbaren, umfas- 
senden und stabilen Gleichgewichts konventioneller Streitkräfte auf 
niedrigerem Niveau asymmetrische Verminderungen der konventionel- 
len Potentiale zwischen dem Atlantik und dem Ural erforderlich werden. 


Unterstützt die Bundesregierung die Empfeh- 
lung der WEU-Versammlung, der WEU-Rat solle 
auf den raschestmöglichen Beginn von Verhand- 
lungen über die konventionelle Stabilität drän- 
gen, mit dem Mandat, die zwischen dem Atlantik 
und dem Ural erforderlichen asymmetrischen 
Verminderungen der konventionellen Potentiale 
auszuhandeln, um in Europa und in den ver- 
schiedenen betroffenen Gebieten ein stabiles 
und von Bedrohung freies Gleichgewicht auf 
dem niedrigstmöglichen Niveau zu erzielen? 
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Seit Februar vergangenen Jahres finden in Wien zwischen den Vertretern 
der 16 Mitgliedstaaten der NATO und der sieben Mitgliedstaaten des 
Warschauer Pakts im Rahmen des KSZE-Prozesses Gespräche über ein 
Mandat für Verhandlungen über konventionelle Stabilität statt. Es ist die 
gemeinsame Auffassung aller Bündnispartner, daß ein solches Mandat 
Bestandteü eines ausgewogenen und substantiellen Ergebnisses des 
Wiener KSZE-Folgetreffens sein muß. Die Bundesregierung ist dabei 
gemeinsam mit ihren Verbündeten der Auffassung, daß solche Verhand- 
lungen unverzüglich nach dem Ende des Wiener Folgetreffens aufzuneh- 
men sind. 


6. Abgeordneter 

Lummer 


(CDU/CSU) 


Was ist der Bundesregierung zum jetzigen Zeit- 
punkt über das Schicksal, vor allem über den 
Gesundheitszustand des in jugoslawischer Haft 
erbhndeten Professors Dr. Vjenceslav Cizek be- 
kannt, und welche konkreten Schritte der Bun- 
desregierung haben bezüghch seiner Haftentlas- 
sung und Rückkehr in die Bundesrepublik 
Deutschland zu Ergebnissen geführt? 


Antwort des Staatsministers Schäfer 
vom 25. Januar 1988 

Professor Vjenceslav Cizek wurde 1978 vom Bezirksgericht in Sarajevo 
wegen Staatsschutzdehkten zu 15 Jahren Gefängnis verurteilt. Er verbüßt 
weiterhin seine Strafe. Sein Gesundheitszustand ist offenbar schlecht. Er 
soll unterdessen erbhndet sein. 

Die Bundesregierung hat sich seit langem auf allen Ebenen für die 
Freilassung von Professor Cizek unter Hinweis auf seinen schlechten 
Gesundheitszustand eingesetzt. 

Zuletzt hat Bundeskanzler Kohl am 17. Dezember 1987 in einem Schrei- 
ben an den jugoslawischen Ministerpräsidenten Mikulic um seine Frei- 
lassung gebeten. Zuvor hatte sich die Bundesregierung während der 
Besuche von Ministerpräsident Mikulic im März 1987 sowie von Außen- 
minister Dizdarevic im Juli 1987 hochrangig für Cizek verwendet. 

Auf Initiative der Bundesregierung unternahm die EG-Präsidentschaft 
bereits Anfang Dezember 1985 im Namen der Zehn eine Demarche 
gegenüber der jugoslawischen Regierung. 

Bedauerlicherweise hat die jugoslawische Regierung auf die vielfachen 
Initiativen der Bundesregierung mit dem Hinweis auf die jugoslawische 
Staatsangehörigkeit Cizeks, deir in einem ordentlichen Gerichtsverfahren 
nach geltendem Recht verurteilt worden sei, negativ reagiert. 

Die Bundesregierung wird sich dessenungeachtet auch künftig im Rah- 
men der gegebenen Möghchkeiten für Professor Cizek einsetzen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


7. Abgeordneter 

Vahlberg 

(SPD) 


Ist der Bundesminister des Innern über Besitz- 
verhältnisse und Urheberrechtslage sowie die 
sich daraus ergebenden Rechtsstreitigkeiten be- 
züghch der sogenannten „Goebbels-Tagebü- 
cher" unterrichtet, und wie beurteilt er diese als 
Dienstherr des Bundesarchivs? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 21. Januar 1988 

Der Bundesminister des Innern ist davon unterrichtet daß das Bundesar- 
chiv im Besitz fotografischer Kopien von großen Teilen der Tagebücher 
von Dr. Joseph Goebbels ist, die es gemeinsam mit dem Institut für 
Zeitgeschichte durch Vertrag vom 13. August 1980 vom Hoffmann u. 
Campe-Verlag zu Eigentum erworben hat. 

Dem Bundesminister des Innern ist ferner bekannt, daß Francois Genoud 
auf Grund von Verträgen mit dem Verwalter des Nachlasses des Dr. Jo- 
seph Goebbels, Rechtsanwalt Dr. Kurt Leyke, vom 23. August 1955 und 
31. Oktober 1955 die urheberrechtlichen Nutzungs- und Verwertungs- 
rechte der Tagebücher von Dr. Joseph Goebbels in Anspruch nimmt. Von 
der Rechtswirksamkeit dieser Verträge ist in den Urteilen des Landge- 
richts Köln, des Oberlandesgerichts Köln und des Bundesgerichtshofs 
(Urteil vom 21. Dezember 1960 - VIII ZR 145/59) ausgegangen worden. 

Das Bundesarchiv war gehalten, sich bei seiner Beurteilung der anste- 
henden Rechtsfragen hieran zu orientieren. 


8. Abgeordneter Wie beurteilt der Bundesminister des Innern den 

Vahlberg gerichtlichen Vergleich zwischen der Bundes- 

(SPD) republik Deutschland und dem neonazistischen 

Schweizer Verleger Genoud? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 21. Januar 1988 

Der Abschluß des außergerichtlichen Vergleichs zwischen der Bundesre- 
publik Deutschland und Francois Genoud vom 10. September 1985 war 
zur Abwendung von gerichtlich eingeklagten Unterlassungs- und Her- 
ausgabeansprüchen sowie angedrohter Schadensersatzansprüche wegen 
des unkalkulierbaren Prozeßrisikos erforderlich. 

Der Vergleich ermöglichte die Ende 1987 erschienene wissenschaftliche 
Edition des Instituts für Zeitgeschichte in Verbindung mit dem Bundes ar- 
chiv über die Goebbels-Tagebücher. 

Weiter konnten nach Vergleichsabschluß die Tagebücher, die sonst mög- 
licherweise auf unabsehbare Zeit - wenn nicht auf Dauer - für die 
wissenschaftliche Forschung nicht zugänglich gewesen wären, sofort im 
Bundesarchiv und im Institut für Zeitgeschichte zu wissenschaftlichen 
Zwecken genutzt werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


9. Abgeordneter Wie steht die Bundesregierung zu der Erklärung 

Kißlinger der Richter des Bundesgerichtshofs (BGH) anläß- 

(SPD) lieh ihres Urteils zur Haftung des Staates für 

Waldsterbensfolgen vom 10. Dezember 1987, der 
Gesetzgeber könne entweder eine Staatshaftung 
mit oder ohne Eigenbeteiligung der Waldbesit- 
zer an ihren Schäden herbeiführen oder einen 
Entschädigungsfonds bilden, zu dem die Emit- 
tenten und gegebenenfalls auch die öffentliche 
Hand Beiträge leisten könnten, um die vom BGH 
bemängelte Gesetzeslücke zu schließen? 


5 



Drucksache 11/1736 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 26. Januar 1988 

Der Bundesgerichtshof hat in seiner Entscheidung vom 10, Dezember 
1987 - III ZR 220/86 - festgestellt, daß die öffentliche Hand nach gelten- 
dem Recht nicht für neuartige (emittentenferne) Waldschäden zu haften 
hat. Insoweit müßten Ansprüche gegen die konkret beklagte Partei am 
Fehlen einer gesetzlichen Entschädigungsregelung scheitern. Die Zubil- 
ligung solcher Ansprüche sei „entsprechend dem Grundsatz der Gewal- 
tenteüimg und dem demokratischen Prinzip der Entscheidimg des Parla- 
mentsgesetzgebers" diesem vorzubehalten. Dies sei um so eher gerecht- 
fertigt, als „hier verschiedene, nicht unerheblich voneinander abwei- 
chende Lösungen denkbar sind und daher dem politischen Gestaltungs- 
Willen des demokratisch legitimierten Parlamentsgesetzgebers ein weiter 
Spielraum offensteht". In diesem Zusammenhang nennt der Bundesge- 
richtshofs als denkbare Lösungsbeispiele die Staatshaftung mit oder ohne 
Eigenbeteiligung der Waldbesitzer an ihrem Schaden sowie die Bildung 
eines Entschädigungsfonds, zu dem die Emittenten und gegebenenfalls 
auch die Öffentliche Hand Beiträge leisten könnten. 

Dieser vom Bundesgerichtshof angesprochene Problembereich des Ersat- 
zes von Umweltschädigungen, zu dem auch die neuartigen Waldschäden 
gehören, hat - unabhängig von dieser Einzelentscheidung - dazu 
geführt, daß durch die Bundesregierung eine Prüfung veranlaßt worden 
ist, ob imd inwieweit das geltende Umwelthaftungsrecht verbessert wer- 
den soll. Dabei ist insbesondere auch zu bewerten, ob das herkömmliche 
Haftungsrecht geeignet ist, einen Schadensausgleich auch in den Fällen 
solcher Summations- und Distanzschäden herbeizuführen, deren Verur- 
sacher nicht identifizierbar ist, und ob und gegebenenfalls welche Alter- 
nativen, wie z, B. die vom Bundesgerichtshof angesprochenen, vorzu- 
schlagen sind. 

Die in Angriff genommene Prüfung ist noch nicht abgeschlossen. Ohne 
insoweit vorzugreifen, ist jedoch darauf hinzuweisen, daß die sogenann- 
ten Summations- und Distanzschäden sich einer Regulierung mit den 
Mitteln des klassischen Haftungsrechts entziehen,- dies gilt jedenfalls 
dann, wenn ein Verursacher nicht identifizierbar ist. Hier wird zu überle- 
gen sein, ob eventuell jenseits des klassischen Haftungsrechts neues 
Recht geschaffen werden muß, soweit solche Schäden auf Grund der 
Schwere der Beeinträchtigung als besonderes Opfer zu betrachten sind 
und wohl deshalb nicht auf Dauer entschädigungslos gelassen werden 
können. 


10. Abgeordneter Wird die Bundesregierung eine Gesetzesinitiati- 

Kißlinger ve zur Erleichterung der Beweislast des Geschä- 

(SPD) digten im Hinblick auf den Kausalitätsnachweis 

im Umwelthaftungsrecht ergreifen, und wenn 
nein, warum nicht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 26. Januar 1988 

Derzeit wird, wie bereits zu Ihrer Frage im Zusammenhang mit dem 
Urteil des Bundesgerichtshofs vom 10. Dezember 1987 ausgeführt, der 
Bereich der Umwelthaftung umfassend überprüft. Dies gilt insbesondere 
auch für die Frage, welche Vorteile und Nachteile mit der Einführung von 
Beweiserleichterungen, insbesondere im Hinblick auf die Verursachung, 
verbunden sind. Von Bedeutung ist in diesem Zusammenhang zudem, 
daß die Rechtsprechung im Rahmen der bestehenden Verschuldenshaf- 
tung mit zunehmender Tendenz eine Beweislastverteilung nach Gefah- 
renbereichen vornimmt. 
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Erste Erkenntnisse zeigen allerdings, daß gesetzliche Beweiserleichte- 
rungen im Kausalitätsbereich problematisch sein können. Ohne dem 
Ergebnis der derzeit stattfindenden Prüfung vorgreifen zu wollen, kann 
jetzt schon gesagt werden, daß Beweislastregelungen, die im Ergebnis in 
die Nähe einer Verdachtshaftung führen, wohl kaum akzeptiert werden 
können. 


11. Abgeordneter 

Hiller 

(Lübeck) 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Empfeh- 
lungen eines Ausschusses von Regierungs Vertre- 
tern beim Institut für die Vereinheitlichung des 
Privatrechts (UNIDROIT) in Rom für ein Abkom- 
men über die zivürechtliche Haftung, bei der 
Beförderung gefährlicher Güter Haftungsgren- 
zen einzuführen, und sieht sie darin eine einseiti- 
ge Begünstigung der Transporteure zu Lasten 
der Allgemeinheit und der Geschädigten? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kinkel 
vom 28. Januar 1988 

Ein von Regierungssachverständigen im Rahmen des Internationalen 
Instituts für die Vereinheitlichung des Privatrechts (UNIDROIT) in den 
Jahren von 1979 bis 1986 ausgearbeiteter Entwurf eines Übereinkom- 
mens über die zivilrechtliche Haftung für Schäden, die durch die Beförde- 
rung von gefährlichen Gütern auf der Straße, der Schiene und auf 
Binnenschiffen verursacht werden, ist im Jahre 1986 dem Binnenver- 
kehrsausschuß der Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen für 
Europa (ECE) zur Beratung und Beschlußfassung überwiesen worden. 
Die ECE hat diesen Entwm:f im Jahre 1987 in zwei Sitzungen eines Ad- 
hoc-Ausschusses beraten. 

Der von UNIDROIT ausgearbeitete Übereinkommensentwurf sieht die 
Einführung einer Gefährdungshaftung, eine Beschränkung dieser Haf- 
tung auf bestimmte Summen sowie eine obligatorische Versicherung 
dieser Haftung vor. Über die Höhe der Haftungssummen ist im Rahmen 
des Ausschusses von Regierungssachverständigen in UNIDROIT nicht 
gesprochen worden. Auch in der ECE haben bisher keine detaillierten 
Beratungen zu dieser Frage stattgefunden, die einen Schluß darauf zulas- 
sen, in welcher Größenordnung die Haftungsgrenzen des Übereinkom- 
mens im Ergebnis liegen werden. 

Die Bundesregierung begrüßt die Ausarbeitung eines Übereinkommens 
über die Haftung beim Transport gefährlicher Güter, weil auf diese Weise 
die auf diesem Gebiet dringend notwendige internationale Rechtsverein- 
heitlichung erreicht werden kann. Sie setzt sich in der ECE für eine 
zügige Fortsetzung der Beratungen des UNIDROIT-Entwurfs ein. 

Die Bundesregierung hält die Einführung einer Haftungsgrenze für sach- 
gerecht; denn nur eine der Höhe nach beschränkte Haftung ist versicher- 
bar. Die Einführung einer obligatorischen Haftpflichtversicherung 
erscheint aber erforderlich, um die Erfüllung von Schadensersatzansprü- 
chen im Falle eines Gefahrgutunfalls auch tatsächlich zu gewährleisten. 
Die Bundesregierung wird sich allerdings dafür einsetzen, daß die Haf- 
tungsgrenzen so hoch sind, daß auch bei Unfällen mit katastrophalen 
Ausmaßen, wie etwa dem Tanklastwagenunfall von Herborn im JuÜ 1987, 
eine volle Entschädigung der Unfallopfer gewährleistet ist. Bei einer 
ausreichend hoch bemessenen Haftungsgrenze liegt die Beschränkung 
der Haftung der Höhe nach wegen der Versicherbarkeit dieser Haftung 
auch im Interesse der Allgemeinheit und der Geschädigten. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


12. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Einnahmen aus Krediten in 

Esters diesem Jahr die Summe der im Haushaltsplan 

(SPD) veranschlagten Ausgaben der Investitionen 

überschreiten werden und damit die verfas- 
sungsrechtliche Obergrenze des Artikels 115 
Abs. 1 Satz 1 GG überschritten wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 22. Januar 1988 

Die Frage der Beachtung der Obergrenze des Artikels 115 Abs. 1 Satz 1 
GG stellt sich nur im Rahmen des Haushaitsaufstellungsverfahrens. 
Daher wird für das Jahr 1988 erst im Rahmen der Aufstellung eines 
Nachtragshaushalts zu entscheiden sein, ob von der Ausnahmeregelung 
des Artikels 115 Abs. 1 Satz 2 Zweiter Halbsatz GG Gebrauch zu machen 
ist. 


13. Abgeordneter Wie wird die Bundesregierung sicher stellen, daß 

Dr. Hauchler die Zinsen aus im Tafelgeschäft erworbenen An- 

(SPD) leihen bei der geplanten Quellensteuer dem 

Eigentümer dieser Anleihen zugerechnet 
werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 26. Januar 1988 

Die neue Kapitalertragsteuer wird bei Zinsen aus Anleihen vom Schuld- 
ner der Kapitalerträge, das heißt vom Emittenten, oder, falls der Emittent 
sich zur Zahlung der Zinsen seiner Hausbank bedient, von dieser einzu- 
behalten sein. Dabei kommt es nicht darauf an, wer Inhaber der Anleihe 
ist. Deshalb entsteht auch bei im Tafelgeschäft erworbenen Anleihen für 
die Erhebung der Kapitalertragsteuer kein Zurechnungsproblem. 


14. Abgeordneter 

Börnsen 

(Ritterhude) 

(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die Bela- 
stung, die dem Hüfswerk für behinderte Kinder 
aus der Quellensteuer erwachsen wird, durch 
höhere Zuschüsse für die lebenslangen Renten- 
zahlungen an Contergangeschädigte auszuglei- 
chen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 25. Januar 1988 

Die Stiftung „Hilfswerk für behinderte Kinder" gehört zum Kreis der 
gemeinnützigen Körperschaften, denen nach geltendem Recht die Kapi- 
talertragsteuer voll erstattet wird. Wie diese gemeinnützigen Körper- 
schaften im Rahmen der Steuerreform 1990 hinsichtlich der Kapitaler- 
tragsteuer behandelt werden, bedarf noch weiterer Erörterung. Insofern 
greift Ihre Frage der Beschlußlage voraus. 

Im übrigen wird die Einlage, aus der Leistungen wegen Contergan- 
Schadensfällen gemäß Teil II des Gesetzes über die Errichtung einer 
Stiftung „Hilfswerk für behinderte Kinder" vom 17. Dezember 1971 
(BGBl. I S. 2018) finanziert werden, etwa 1992/1993 verbraucht sein. Von 
diesem Zeitpunkt an wird der Bund der Stiftung die zur weiteren Finan- 
zierung dieser Leistungen erforderlichen Mittel bereitstellen. 
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15. 


Abgeordneter 

Dr. Wernitz 


(SPD) 


Trifft es zu, daß die Kreditanstalt für Wiederauf- 
bau (KfW) im Falle der geplanten Quellensteuer- 
regelung bestimmte Programme im kommuna- 
len und ökologischen Bereich nicht mehr finan- 
ziell bedienen kann, und plant die Bundesregie- 
rung für die KfW gegebenenfalls eine befreiende 
Sonderregelimg oder ist an andere Lösungen zur 
Erhaltung des bisherigen Investitionsfördervolu- 
mens gedacht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 26. Januar 1988 

Ihre Frage beruht offenbar auf Pressemeldungen, wonach die Kreditan- 
stalt für Wiederaufbau (KfW) im Hinblick auf die geplante neue Kapitaler- 
tragsteuer ihre Zusagen bei den inländischen Kreditprogrammen 
gestoppt habe. Diese Meldung ist nicht zutreffend. Die KfW führt ihre 
Kreditprogramme planmäßig durch. Insbesondere das im Dezember von 
der Bundesregierung beschlossene und seit dem 1. Januar dieses Jahres 
laufende Gemeindeprogramm trifft dabei auf rege Nachfrage. Die ersten 
Zusagen konnten bereits im Laufe der vergangenen Woche erteilt 
werden. 

Die Ausformulierung der gesetzlichen Regelung zur neuen Kapitalertrag- 
steuer bedarf im Hinblick auf die KfW und andere steuerbefreite Institute 
mit ähnlichem Auftrag noch weiterer Überlegungen. 


16. Abgeordneter 
Fischer 
(Homburg) 
(SPD) 


Wie bewertet der Bundesminister der Finanzen 
die Tatsache, daß durch den geplanten Abbau 
von Grenzkontrollen allein im Saarland über 
500 Beamte des mittleren Grenzzolldienstes be- 
troffen werden, und gibt es schon konkrete 
Pläne, diesem Personal neue Aufgaben, wie z. B. 
im Umweltschutz, im Sicherheitsbereich, durch 
Übernahme der gesamtem Mehrwertsteuer oder 
Aufgaben nach dem Atomgesetz zuzuweisen? 


17. Abgeordneter 
Fischer 
(Homburg) 
(SPD) 


Welche sozialen Sicherungen sind für die betrof- 
fenen Beamten geplant, und in welchem Maße 
sind Zwangsversetzungen vorgesehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 26. Januar 1988 

Im Schengener Übereinkommen vom 14. Juni 1985 streben die Vertrags- 
parteien den Abbau der Kontrollen im Personenverkehr an den gemein- 
samen Grenzen und deren Verlegung an die Außengrenze möglichst zum 
1. Januar 1990 an. In der Einheitlichen Europäischen Akte ist für 1992 die 
Schaffung eines Binnenmarktes der Europäischen Gemeinschaft vorge- 
sehen. Beide Vorhaben werfen noch viele schwierige Fragen auf. 

Die Bundesregierung und die Innenminister der Länder machen ebenso 
wie andere Nachbarstaaten den Abbau der Personenkontrollen von Aus- 
gleichsmaßnahmen abhängig, über die zur Zeit noch verhandelt wird. Bei 
dem angestrebten gemeinsamen Binnenmarkt liegt die Hauptschwierig- 
keit bei der Harmonisierung der indirekten Steuern, bei der Einstimmig- 
keit erzielt werden muß. Außerdem ist zu klären, ob und welche Aufga- 
ben auf dem Gebiet der Mehrwertsteuer, der Statistik und des sogenann- 
ten Clearing-Verfahrens nach Vollendung des Binnenmarktes von der 
Zollverwaltung wahrzunehmen sind. 
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Bei dieser Sachlage können genaue Folgerungen für die an den Binnen- 
grenzen dienstverrichtenden Zollbeamten noch nicht gezogen werden. 
Insbesondere ist noch nicht zu überblicken, wie viele Beamte mit einem 
Wechsel ihres Dienstortes rechnen müssen. 

Als vorsorgliche Maßnahme wird bei der Neueinstellung von Nach- 
wuchskräften für den mittleren Dienst im Jahr 1988 der Anteil für den 
Abfertigungsdienst im Reiseverkehr und für den Grenzaufsichtsdienst an 
den Binnengrenzen - also auch im Saarland - um 5 v. H. des dort einge- 
setzten Personals gekürzt. Im übrigen gibt es auch im Saarland Aufga- 
benbereiche der Zollverwaltung mit steigendem Arbeitsanfall (z. B. Voll- 
streckung), die einer Personalverstärkung bedürfen. 

Unabhängig davon prüft die Bundesregierung, ob der Zollverwaltung 
noch weitere Aufgaben des Umweltschutzes übertragen werden können. 
Dabei darf allerdings nicht übersehen werden, daß die Durchführung der 
Umweltschutzbestimmungen den Ländern obliegt. 

18. Abgeordneter Ist das Verlangen privater Krankenversicherer, 

Lambinus vom Arzt bei Medikamentenverordnungen auch 

(SPD) die Angabe der Diagnose zu fordern, mit den 

allgemeinen Regeln des Datenschutzes und ins- 
besondere der ärztlichen Schweigepflicht ver- 
einbar, und was wird die Bundesregierung, falls 
dies nicht der Fall sein sollte, hiergegen unter- 
nehmen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 27. Januar 1988 

Der private Krankenversicherer, gegen den Leistungsansprüche erhoben 
werden, muß prüfen, ob der Anspruch von dem bestehenden Versiche- 
rungsvertrag gedeckt ist. Die Antwort ergibt sich bei Medikamentenver- 
ordnungen meist ohne weiteres aus dem Rezept. In Einzelfällen kann 
eine nähere Prüfung erforderlich sein, zu der auch die Angabe der 
Diagnose gehören kann. Rechtsgrundlage für ein entsprechendes Aus- 
kunftsverlangen des Versicherers ist § 34 des Versicherungsvertragsge- 
setzes, wonach der Versicherer nach dem Eintritt des Versicherungsfalls 
verlangen kann, daß der Versicherungsnehmer jede Auskunft erteilt, die 
zur Feststellung des Versicherungsfalls oder des Umfangs der Leistungs- 
pflicht des Versicherers erforderlich ist und wonach der Versicherer 
Belege insoweit fordern kann, als die Beschaffung dem Versicherungs- 
nehmer billigerweise zugemutet werden kann. Widersprüche zwischen 
dieser Obliegenheit und dem Bundesdatenschutzgesetz oder der ärztli- 
chen Schweigepflicht bestehen nicht. 

Der Versicherer kann nicht verlangen, daß die Diagnose auf dem Rezept 
vermerkt wird. Auch hat er keine Beziehung zu dem behandelnden Arzt, 
die ihn berechtigen könnte, von diesem irgend etwas zu fordern. 

Ergänzend weise ich auf § 203 Abs. 1 Nr. 6 des Strafgesetzbuches hin. 
Danach wird unter anderem bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheim- 
nis, namentlich ein zum persönlichen Lebensbereich gehörendes 
Geheimnis, offenbart, das ihm als Angehörigen eines Unternehmens der 
privaten Krankenversicherung an vertraut worden ist. Weil sich der Versi- 
cherungsnehmer seinem privaten Krankenversicherer rückhaltlos anver- 
trauen muß, hat der Gesetzgeber dieses Vertrauensverhältnis mit der 
angeführten Strafvorschrift unter besonderen Schutz gestellt. 

19. Abgeordneter Wie hoch werden im einzelnen die kassenmäßi- 

Poß gen Steuermehreinnahmen durch die neue 

(SPD) Quellensteuer und die anderen Rechtsänderun- 

gen, die schon vor 1990 wirksam werden, im 
Jahr 1989 sein? 
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20. Abgeordneter Trifft es zu, daß sich durch die vorgesehene Um- 

Poß Stellung der Auszahlung der Arbeitnehmer- 

(SPD) Sparzulage die Lohnsteuerbelastung der Arbeit- 

nehmer im Jahr 1990 um 2,3 Milliarden DM er- 
höht? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 26. Januar 1988 

Von den vor 1990 in Kraft tretenden Steuerrechtsänderungen werden im 
Jahre 1989 kassenmäßige Steuermehreinnahmen durch die kleine Kapi- 
talertragsteuer in Höhe von insgesamt 3,4 Milliarden DM (darunter Bund 
1,7 Milliarden DM) erwartet. Aus Steuer- und veranlagungstechnischen 
Gründen dürften sich aus den anderen bereits 1989 wirksamen Maßnah- 
men im Rechnungsjahr 1989 noch keine kassenmäßigen Auswirkungen 
ergeben. 

Die Arbeitnehmer-Sparzulage gilt nicht als steuerpflichtige Einnahme im 
Sinne des Einkommensteuergesetzes und berührt daher auch nicht die 
Lohnsteuerbelastung der Arbeitnehmer. 

Durch die vorgesehene Umstellung wird die Auszahlung der Arbeitneh- 
mer-Sparzulage nicht mehr monatlich vom Arbeitgeber, sondern nur 
noch einmal jährlich vom Finanzamt vorgenommen. Da die Belastung der 
Staatskasse bisher technisch in der Weise erfolgt, daß die Arbeitgeber die 
ausgezahlten Sparzulagen bei der von ihnen an das Finanzamt abzufüh- 
renden Lohnsteuer abziehen, ergibt sich einmalig durch die Umstellung 
im Jahr 1990 ein höheres kassenmäßiges Aufkommen aus der Lohn- 
steuer, ohne daß die Lohnsteuerbelastung der Arbeitnehmer sich ändert. 
Die Bundesregierung hat wiederholt auf die mangelnde Eignung kassen- 
mäßiger Aufkommenszahlen zum Zwecke von Belastungsrechnungen 
hingewiesen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


21. Abgeordneter Liegen der Bundesregierung Informationen dar- 

Beckmann über vor, welche Beteiligung die deutsche Indu- 

(FDP) strie an dem nächsten internationalen Sonnen- 

energie-Weltkongreß und der angeschlossenen 
Ausstellung 1989 in Japan plant? 

Antwort des Bundesministers Dr. Bangemann 
vom 25. Januar 1988 

Der Bundesregierung liegen noch keine Erkenntnisse darüber vor, ob 
und in welchem Umfang sich die deutsche Industrie an dem Sonnenener- 
gie-Weltkongreß und der ihm angeschlossenen Ausstellung 1989 in 
Kobe/Japan beteiligen will. 

Bisher ist dem Bundesministerium für Wirtschaft lediglich eine Anfrage 
des Bundesverbandes Solarenergie e. V. in Essen zugegangen, der auf 
dem Kongreß einen Informationsstand errichten will und hierfür eine 
finanzielle Unterstützung im Rahmen des Auslandsmesseprogramms 
1989 der Bundesregierung erbittet. 

Das Auslandsmesseprogramm für das Jahr 1989 wird im Mai dieses 
Jahres im „Arbeitskreis für Auslandsmessebeteiligungen beim Ausstel- 
lungs- und Messeausschuß der Deutschen Wirtschaft e.V. (AUMA)" 
beraten. Erst zu diesem Zeitpunkt ist zuverlässig zu übersehen, an wel- 
chen Auslandsmessen und -ausstellungen sich die deutsche Industrie im 
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kommenden Jahr beteiligen will. Die hierfür erforderlichen Informatio- 
nen werden z. Z. vom AUMA durch eine Umfrage bei den Verbänden 
ermittelt. Sobald diese Umfrage abgeschlossen ist, werde ich Sie von dem 
Ergebnis hinsichtlich eines Beteiligungsinteresses an dem Sonnenener- 
der mit ihm verbundenen Ausstellung unter- 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung die deut- 
schen Fachhochschul-Diplome im Technik-Be- 
reich hinsichtlich ihrer Praxisbezogenheit als 
nicht dem in der EG übhehen Standard entspre- 
chend ansieht und daher zur EG -weiten Aner- 
kennung des Fachhochschul-Diploms die Ein- 
richtung eines vierjährigen Berufspraktikums 
plant? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Wartenberg 
vom 22. Januar 1988 

Nein. 

Die Neufassung von § 1 Hochschulrahmengesetz (HRG) stellt klar, daß 
die verschiedenen Hochschulformen als gleichwertige Elemente eines 
differenzierten Hochschulwesens nebeneinanderstehen. „Gleichwertig" 
bedeutet, daß die verschiedenen Hochschulformen in den allgemeinen 
Regelungen für alle Hochschulen - grundsätzlich - gleichzübehandeln 
sind. Deshalb sind vor allem Aufgabenstellung, Rechtsstatus und Finan- 
zierungssystem grundsätzlich für die verschiedenen Hochschularten 
gleich. Diese Gleichbehandlung schließt aber nicht aus, daß den ver- 
schiedenen Hoch Schularten unterschiedliche Aufgaben übertragen wer- 
den. Fachhochschulstudiengänge einerseits und Universitätsstudien- 
gänge andererseits sind an unterschiedlichen Ausbüdungszielen orien- 
tiert. 

Unabhängig von den unterschiedlichen Aufgaben der Hochschulen in 
der Ausbildung führen die Studiengänge der Fachhochschulen ebenso 
wie die Studiengänge der Universitäten und Technischen Hochschulen 
zu berufsquahfizierenden Abschlüssen eines Hochschulstudiums. 

Die Bundesregierung ist deshalb grundsätzlich der Auffassung, daß die 
deutschen Fachhochschulausbildungen mit den Hochschulausbildungen 
anderer Mitgliedstaaten für den Berufszugang gleichwertig sind. Sie wird 
diese Auffassung im Rahmen der derzeitigen Verhandlungen über EG- 
Anerkennungsregelungen mit Nachdruck weiter vertreten. 

Durch das Dritte Gesetz zur Änderung des HRG vom 14. November 1985 
ist es den Ländern ermöglicht worden, eine in den Studiengang inte- 
grierte berufspraktische Tätigkeit auf die Regelstudienzeit anzurechnen. 
Diese soll nach dem HRG bis zu einem ersten berufsqualifizierenden 
Abschluß vier Jahre grundsätzlich nicht überschreiten. 

Die für die Anerkennung der Ausbildungen an Fachhochschulen ein- 
schlägigen EG -Regelungen bzw. Vorhaben haben aber keine Auswir- 
kungen auf die Studiengänge und den Berufszugang deutscher Staatsan- 
gehöriger im Inland. Sie regeln ausschließlich die Anerkennung der 
Diplome im Falle einer Betätigung in den anderen EG-Mitgliedstaaten. 
Bedeutung hat das für den einzelnen Absolventen nur für den Fall, daß er 
in einem anderen EG -Mitgliedstaat eine Tätigkeit auf nehmen will, die 
dort reglementiert ist. Somit wird sich aus den derzeit beratenen EG- 
Regelungen über die Anerkennung von Diplomen keine Notwendigkeit 
ergeben, die deutschen Fachhochschuläusbildungen zu ändern. 

Im übrigen wird auf meine Antwort auf die Kleine Anfrage der Fraktion 
der SPD (Drucksache 11/1505) in dieser Angelegenheit Bezug ge- 
nommen. 


gie-Weltkongreß und 
richten. 

22. Abgeordneter 
Müller 
(Wesseling) 

(CDU/CSU) 
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23. Abgeordnete 

Frau 

Bulmahn 

(SPD) 


24. Abgeordnete 

Frau 
Bulmahn 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Riedl 
vom 26. Januar 1988 

Die Bundesregierung betrachtet mit großer Sorge ein sich verstärkendes 
Süd-Nord-Gefälle in der Bundesrepublik Deutschland bei der regionalen 
Arbeitslosenquote und bei der Dynamik der Einkommensentwicklung. 
Von einem pauschalen Unterschied der Wirtschaftskraft und -entwick- 
lung im Sinne eines solchen Gefälles kann jedoch nicht gesprochen 
werden, da sich je nach Indikator ein differenziertes Bild ergibt. 

Der Bund trägt einer unterschiedlichen Wirtschafts- und Arbeitsplatzent- 
wicklung in der Bundesrepublik Deutschland durch Hilfen nach Arti- 
kel 104 a GG und Artikel 91 a GG Rechnung. 

Er hat 300 Milhohen DM in den Jahren 1987 und 1988 zur dauerhaften 
Verbesserung der Wirtschaftskraft in den Küstenregionen der Länder 
Schleswig-Holstein, Niedersachsen, Bremen und Hamburg nach Arti- 
kel 104 a GG zur Verfügung gestellt. 

Im Rahmen der Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" (Artikel 91a GG) wurde die unterschied- 
liche Entwicklung im Norden und im Süden der BundesrepubÜk 
Deutschland im Hinblick auf die Fördergebietsgestaltung und auch durch 
zusätzliche Finanzhüfen wie folgt berücksichtigt: 

- Bei der Neuabgrenzung des Fördergebiets der oben genannten 
Gemeinschaftsaufgabe im Jahre 1986 lag der Schwerpunkt der neu ins 
Fördergebiet aufgenommenen Arbeitsmarktregionen im Norden der 
Bundesrepublik Deutschland (zusätzüch sieben neue Arbeitsmarktre- 
gionen in Schleswig-Holstein und Niedersachsen). 

- Bei der von der EG-Kommission verlangten Reduzierung des Förder- 
gebiets der Gemeinschaftsaufgabe im Rahmen der Neuordnung der 
deutschen Regionalförderung lag der Schwerpunkt der zum 1. Januar 

1988 aus dem Fördergebiet ausscheidenden Arbeitsmarktregionen im 
Süden der Bundesrepublik Deutschland. 

- Mit Beschluß des Bund-Länder-Planungsausschusses vom 5. Novem- 
ber 1986 hat die Bundesregierung den vom Strukturwandel in der 
Werftindustrie betroffenen norddeutschen Küstenregionen in den 
Ländern Schleswig-Holstein, Niedersachsen und Bremen zusätzliche 
Bundesmittel in Höhe von 120 Millionen DM in den Jahren 1987 bis 

1989 - die durch Landesmittel in gleicher Höhe zu ergänzen sind - zur 
Schaffung von Ersatzarbeitsplätzen zur Verfügung gestellt. 

Auf diese Weise leisten Bund und Länder einen nachhaltigen Beitrag zum 
Abbau regionaler Entwicklungsunterschiede. Dieser Beitrag kann aber 
nur ein Baustein im Rahmen eines umfassenden Konzeptes sein, das von 
den nach dem Grundgesetz für die regionale Entwicklung zuständigen 
Ländern und Gemeinden zu erarbeiten ist. 


Worin wird die „fundamentale Neuorientierung" 
der Politik der Bundesregierung bestehen, „um 
ein Ausein an der fallen der Bundesrepublik 
Deutschland in eine reiche und eine arme Hälfte 
zu verhindern", wie sie Ministerpräsident 
Dr. Albrecht angekündigt hat (siehe Hannover- 
sche Allgemeine Zeitung vom 30. Dezember 
1987)? 

Mit welchen konkreten Schritten ist noch in die- 
sem Jahr zu rechnen? 
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25. Abgeordnete Welche Zusicherungen hat der Bundeskanzler 

Frau dem niedersächsischen Ministerpräsidenten in 

Bulmahn diesem Zusammenhang gegeben? 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Riedl 
vom 26. Januar 1988 

Der Bundeskanzler steht mit dem Ministerpräsidenten des Landes Nie- 
dersachsen in einem laufenden Gedankenaustausch über die vorstehend 
genannten Probleme und die Politik der Bundesregierung. 


26. Abgeordneter Welche Personenkreise ladet der Bundeskanzler 

Westphal zu der von ihm für Ende Februar 1988 angekün- 

(SPD) digten Konferenz über die Probleme der Mon- 

tanregionen ein? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Wartenberg 
vom 28. Januar 1988 

Zu der für den 24. Februar 1988 angekündigten Montankonferenz wird 
der Bundeskanzler Persönlichkeiten einladen, die für die wirtschaftliche 
Entwicklung in Nordrhein-Westfalen, insbesondere im Ruhrgebiet, 
besondere Verantwortung tragen, d. h. Persönlichkeiten von Landesre- 
gierung und Lantagsfraktionen, Vertreter der Kommunen, der Gewerk- 
schaften und der Wirtschaft. 


27. Abgeordneter Wird der Bundeskanzler zu dieser Montankon- 

Westphal ferenz auch den Oberbürgermeister von Herne 

(SPD) oder einen anderen Repräsentanten dieser Stadt 

einladen, die - trotz aller eigenen Bemühungen 
und Hilfen der Landesregienmg von Nordrhein- 
Westfalen - im „fünften Jahr des Aufschwungs“ 
(zitiert nach dem Jahreswirtschaftsbericht der 
Bundesregierung) nun 19 v. H. Arbeitslose hat? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Wartenberg 
vom 28. Januar 1988 

Bei seinen Einladungen zur Montankonferenz wird der Bundeskanzler 
darauf achten, daß die Kommunen des Ruhrgebiets angemessen vertre- 
ten sind. 


28. Abgeordneter 

Kastning 

(SPD) 


Nachdem das Bundesministerium für Wirtschaft 
mehrfach darauf verwiesen hat, bezüglich des 
16. Rahmenplanes der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbessenmg der regionalen Wirtschaftsstruk- 
tur“ gebe es noch Abstimmungsbedarf mit der 
EG, frage ich die Bundesregierung, wann sie mit 
der Zustimmung der EG-Kommission zum 
16. Rahmenplan rechnet? 


29. Abgeordneter 

Kastning 

(SPD) 


Erwartet die Bundesregienmg aus der Abstim- 
mung mit der EG Änderungen der vorgesehenen 
Fördergebiete im Land Niedersachsen, und 
wenn ja, welche? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Wartenberg 
vom 28. Januar 1988 

Die Kommission der EG hat den 16. Rahmenplan der Gemeinschaftsauf- 
gabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" am 16. Dezem- 
ber 1987 genehmigt. 

Die Fördergebiete des 16. Rahmenplans, wie sie vom Planungsausschuß 
beschlossen worden waren, hat die Kommssion nicht geändert. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


30. Abgeordneter Ist der Bundesregierung das kürzlich von zwei 

Dr. Langner Wissenschaftlern der RWTH Aachen (Dr. Rainer 

(CDU/CSU) Schulze-Rettmer/Dipl. -Ing. Touraj Yawari) vor- 

gestellte Verfahren zur umweltfreundlichen Auf- 
bereitung von Gülle bekannt, bei dem (nach 
Angaben der Wissenschaftler) das in der Gülle 
enthaltene Ammonium, welches für die hohe Ni- 
tratbelastung der Ackerböden und den üblen 
Geruch der Gülle verantwortlich ist, unter Zuga- 
be von Phosphat und Magnesium zu einem kri- 
stallinen Düngerstoff gebunden und zugleich 
eine nitrat- und geruchsfreie Restgülle gewon- 
nen wird? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Eisenkrämer 
vom 22. Januar 1988 

Das Verfahren ist bekannt. Ein Förderungsantrag zur Gülleaufbereitung 
liegt z. Z. nicht vor. Dem Bundesministerium für Forschung und Techno- 
logie liegt ein Antrag zur Anwendung des Verfahrens zur Stickstoffelimi- 
nation aus Abwässern vor („Eliminierung von Ammonium und Phosphat 
aus Abwasser durch Fällung des Magnesium- Ammonium- Phosphat, 
kombiniert mit einer zweistufigen Höchstlastbelebung", Antrag vom 
25. September 1987, Zuwendung: 573 000 DM, Untersuchungen im halb- 
technischen Maßstab). 

Grundlegende Untersuchungen zum Verfahren wurden - soweit bekannt 
- bisher nur von der Deutschen Forschungsgesellschaft gefördert ( „Elimi- 
nierung von Ammonium aus Abwasser durch chemische Fällung", Vor- 
haben Nr. BO 615/12-1). 

Durch weitere Versuche müßte noch geklärt werden, ob Gülle durch die 
alleinige Anwendung dieses Verfahrens wirklich geruchsfrei wird. 


31. Abgeordneter 

Dr. Langner 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Behaup- 
tung der Wissenschaftler, daß mit Hilfe der von 
ihnen entwickelten, angeblich in jedem land- 
wirtschaftlichen Betrieb aufstellbaren mobilen 
Aufbereitungsanlage aus einer Tonne Gülle et- 
wa zehn Kilogramm hochwertiger Dünger er- 
zeugt werden könnte? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Eisenkrämer 
vom 22. Januar 1988 

Die Bildung von MAP (= Magnesiumammoniumphosphat) ist eine seit 
langem bekannte chemische Tatsache. Die Ausfällung dieser Verbin- 
dung auch aus Gülle ist nach unserer Kenntnis möglich, das Produkt 
dürfte als Düngesubstanz geeignet sein. Die erzielbare Menge hängt von 
der Zusammensetzung der Gülle ab, 10 kg/m^ ist eine realistische An- 
nahme. 

Hält es die Bundesregierung außerdem für mög- 
lich, daß die verbleibende, entschärfte Restgülle 
problemlos selbst in Wasserschutzzonen und in 
den Wintermonaten auf den Feldern ausge- 
bracht werden könnte? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Eisenkrämer 
vom 22. Januar 1988 

Bei der Ausfällung von MAP (= Magnesiumammoniumphosphat) wird 
weitgehend nur Ammonium aus der Gülle entfernt. Es wird vermutlich 
erforderlich sein, vor der Fällung des MAP oder zusammen mit dem MAP 
die Feststoffe der Gülle zu entfernen. In der flüssigen Phase verbleiben 
aber die organischen Stoffe (darunter auch organische Stickstoffverbin- 
dungen) und das Nitrat. Man kann die Fällung für sich allein nicht als 
eine Gülle-Reinigung im eigentlichen Sinn ansehen, sondern als eine 
Wertstoffgewinnung aus Gülle. Ob sich die Restgülle problemlos beseiti- 
gen läßt, ist ohne Kenntnis von Behandlungsergebnissen nicht sicher zu 
beurteüen. Wichtig ist, wieviel Nitratstickstoff (der ja nicht entfernt wird) 
und wieviel organisch gebundener Stickstoff (der sich auf den Feldern in 
Nitrat umwandelt) vorliegt. Zu beachten sind auch geruchs- und hygieni- 
sche Probleme (der Geruch rührt nicht nur vom Ammonium her, eine 
Hygienisierung wird durch die Fällung alleine nicht erreicht). 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die weitere 
wissenschaftliche Begleitforschung, insbesonde- 
re des im kommenden Jahr beginnenden Pilot- 
projekts, in sechs Landwirtschaftsbetrieben der 
Eifelgemeinde Hürtgenwald (Kreis Düren/Nord- 
rhein-Westfalen) zu fördern? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Eisenkrämer 
vom 22. Januar 1988 

Es liegt kein beurteilungsfähiger Antrag vor mit beurteilungsfähigen 
Vorergebnissen, insofern ist eine verbindliche Aussage z. Z. nicht mög- 
lich. 


33. Abgeordneter 
Dr. Langner 

(CDU/CSU) 


32. Abgeordneter 

Dr. Langner 

(CDU/CSU) 


34. Abgeordnete 

Frau 

Faße 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung bis zum Jahresende 
1987 die Brüsseler Kommission über „Maßnah- 
men zur Vertragsänderung" im Fall „Ankauf 
einer Fischfabrik (ehemals Seeadler) durch das 
Land Niedersachsen" unterrichtet, und wenn ja, 
wie lautet der erstellte Bericht? 


35. Abgeordnete 

Frau 

Faße 

(SPD) 


Wenn nein, warum ist dies noch nicht erfolgt, 
und welche Konsequenzen ergeben sich daraus? 
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. Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 19. Januar 1988 

Die Entscheidung der EG -Kommission betreffend den Kauf und die 
Vermietung des Werkes Seeadler vom 11. Februar 1987, die im Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 295 vom 20. Oktober 1987 
abgedruckt ist, wurde der Bundesregierung bereits mit Schreiben 
der EG -Kommission vom 17. März 1987 übermittelt. 

Ausgehend von den ihr durch Artikel 2 der Entscheidung auferlegten 
Verpflichtungen hat die Bundesregierung im Einvernehmen mit dem 
Land Niedersachsen der EG-Kommission mit Schreiben vom 21. August 
1987 eine signifikante Ermäßigung des Kaufpreises und Erhöhung der 
Miete vorgeschlagen. Die EG-Kommission wurde gleichzeitig um Fest- 
stellung gebeten, daß die Bundesrepubhk Deutschland mit Realisierung 
der vorgeschlagenen Anpassungen der Kauf- und Mietbedingungen ihre 
aus Artikel 2 der Entscheidung vom 11. Februar 1987 resultierenden 
Verpflichtungen erfüllt hat. Die EG-Kommission hat sich dazu bislang 
noch nicht abschheßend geäußert. 


36. Abgeordneter 

Sielaff 

(SPD) 


Wie beurteüt die Bundesregierung die irritieren- 
de Tatsache, daß der Datumsaufdruck auf Eier- 
kartons ledighch den Zeitpunkt des Verpackens 
angibt, nicht jedoch das Legedatiun, so daß der/ 
die Verbraucher/in Gefahr läuft, laufend uralte, 
jedoch frisch verpackte Eier zu kaufen, und was 
beabsichtigt die Bundesregierung zu tun, damit 
solch eine Täuschungsmöghchkeit vermieden 
wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 21. Januar 1988 

Nach dem geltenden gemeinschaftlichen und nationalen Recht ist der 
Verkauf von Eiern nur zulässig, wenn auf den Eierpackungen das Ver- 
kaufsdatum (Verpackt am . . .) oder die Packzeit (Packzeit: vom . . . 
bis . . ,) angegeben ist. 

Als zusätzhche Angabe zu diesen Datumsangaben kann das „empfoh- 
lene Verkaufs datum” angebracht werden. 

Andere Datumsangaben als die genannten sind nach deutschem und 
europäischem Recht nicht zulässig. 

Die Kennzeichnung der Eier mit dem Datum des Legetages wird zur Zeit 
von der überwiegenden Mehrheit der EG -Mitgliedsländer - vor allem 
wegen der kaum möglichen Kontrollierbarkeit - abgelehnt. 

Die in den Vermarktungsnormen für Eier festgelegten Kriterien hinsicht- 
lich Qualität und Vermarktung bieten dem Verbraucher die Gewähr für 
ein einwandfreies Produkt. Die bestehenden Produktions- und Vertei- 
lungsstrukturen im Eiersektor stellen eine kontinuierhche Versorgung 
des Verbrauchers mit frischer Ware sicher. 

Gleichwohl beobachtet die Bundesregierung die seit dem Inkrafttreten 
der Eiervermarktungsnormen eingetretenen Entwicklungen und ihre 
Rückwirkungen auf die Vermarktung von Eiern. Sie wird bei Bedarf 
Verbesserungen dieser Vermarktungsnormen Vorschlägen. Dies betrifft 
auch den Bereich der Datumsangaben auf den Eierpackungen. 

Die Bundesregierung erörtert ihre Vorstellungen mit den Marktbeteilig- 
ten imd wird sie zu gegebener Zeit in den Organen der EG zur Diskussion 
stellen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 

37. Abgeordneter Wie viele Besucher gab es in den Jahren 1983, 

Weirich 1984, 1985, 1986 und 1987 an der Zonengrenze 

(CDU/CSU) in Nord- und Osthessen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hennig 
vom 28. Januar 1988 

In der Zeit vom 1. Januar 1983 bis 31. Dezember 1987 wurden durch die 
Informationsstellen der Landkreise, der Bundeszollverwaltung und des 
Bundesgrenzschutzes an der hessisch-thüringischen Zonengrenze insge- 
samt 677 464 Besucher betreut. Diese Besucherzahl teilt sich wie folgt auf: 


Jahr 

Landkreise 
(Hersfeld- 
Rothenburg, 
Fulda und 
Werra-Meissner) 

ZoU 

Bundes- 

grenz- 

schutz 

Insgesamt 

1983 

55 247 

38300 

37 403 

130950 

1984 

41224 

48241 

43379 

132 844 

1985 

38858 

49002 

48450 

136310 

1986 

45 298 

40328 

44 952 

130 578 

1987 

36366 

56127 

54 289 

146782 

Insgesamt 

216993 

231998 

228473 

677 464 


Wie viele Schüler befanden sich unter diesen 
Besuchern, und wieviel Geld des Bundes wurde 
zur Förderung dieser Klassenfahrten ausge- 
geben? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hennig 
vom 28. Januar 1988 

Der Anteil der Schüler an den in der Antwort zu Frage 37 genannten 
Besucherzahlen wird statistisch nicht erfaßt. Insgesamt wurden zur För- 
derung von Informationsfahrten von Schülern sowie sonstigen Jugendli- 
chen und Studenten aus Hessen an die innerdeutsche Grenze folgende 
Bundesmittel zur Verfügung gestellt; 

1983 rund 30 000 DM 

1984 rund 25 000 DM 

1985 rund 39 000 DM 

1986 rund 40 000 DM 

1987 rund 40 000 DM. 

Darüber hinaus haben die Bundesländer auch eigene Mittel zur Förde- 
rung von Informationsfahrten an die innderdeutsche Grenze für den 
Schüler-, Jugend- und Studentenbereich zur Verfügung gestellt. 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 

39. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in zahlrei- 

Heyenn chen Tarif bereichen Verhandlungen über die 

(SPD) Arbeitszeit begonnen haben oder unmittelbar 

bevorstehen, für die das Vorruhestandsgesetz 


38. Abgeordneter 
Weirich 
(CDU/CSU) 
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von großer Bedeutung ist, und ist die Bundesre- 
gierung bereit, Klarheit zu schaffen - wie es 
Kanzleramtsminister Dr. Schäuble in seinem 
Brief vom 16. Juli 1987 an den 1. Vorsitzenden 
der Gewerkschaft Nahrung- Genuß-Gaststätten, 
Döding, und Bimdeskanzler Kohl auf der 
22. Bundestagung der CDA bekräftigt haben -, 
indem sie jetzt eine Entscheidung zur Verlänge- 
rung und Verbesserung des Vorruhestandsge- 
setzes trifft und einen entsprechenden Gesetz- 
entwnirf vorlegt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 22. Januar 1988 

Bei den Vorbereitungen des Regierungsprogramms für die 11, Wahlpe- 
riode wurden angesichts der Fülle der zur sofortigen Entscheidung anste- 
henden Fragen die Entscheidungen über die befristeten arbeitsmarktpo- 
litischen Regelungen zunächst zurückgestellt. Die Koahtionsfraktionen 
haben im Dezember letzten Jahres die Gespräche über eine Verlänge- 
rung der Geltungsdauer des Vormhestandsgesetzes aufgenommen. Es 
wurde eine Arbeitsgruppe eingesetzt, die die mit der Vorruhestandsrege- 
lung gewonnenen Erfahrungen auswertet. Ich gehe davon aus, daß in 
Kürze eine Entscheidung getroffen wird, so daß sich die Tarifvertragspar- 
teien für das Jahr 1989 auf die Situation einstellen können. 


40. Abgeordneter 

Dr. Müller 


(CDU/CSU) 


Wie erklärt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß für die Berücksichtigung der Kindererzie- 
hungszeit bei Rentnerinnen die Vorlage einer 
Geburtsurkunde unbedingt notwendig ist, daß 
dies aber nicht erforderlich ist, wenn eine Ster- 
beurkunde des Kindes vorhegt? 


41. Abgeordneter Wie kann Heimatvertriebenen, die keine Ge- 

Dr. Müller burtsurkunde beibringen können, geholfen 

(CDU/CSU) werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 25. Januar 1988 

Die Zahlung einer Kinder erziehungsleistung an die Mütter der Geburts- 
jahrgänge vor 1921 auf Grund des Kindererziehungsleistungs-Gesetzes 
(KLG) setzt voraus, daß die Mutter die Geburt ihres Kindes bzw. ihrer 
Kinder durch Vorlage einer Personenstandsurkunde nach weist. Die Mut- 
ter muß also der antragsaufnehmenden Stelle eine Personenstandsur- 
kunde vorlegen, aus der sich die Abstammung ergibt. Daraus folgt, daß es 
sich bei der zum Nachweis vorzulegenden Personenstandsurkunde nicht 
zwingend um eine Geburtsurkunde handeln muß. 

Mütter, die eine Personenstandsurkunde, aus der sich die Geburt ihres 
Kindes bzw. ihrer Kinder ergibt, nicht vorlegen können, sollten sich an 
das für ihren Wohnort zuständige Standesamt wenden. Bei vertriebenen 
Müttern kommt z. B. die nachträghche Beurkundung der Geburt beim 
Standesamt I in Berün (West) oder die Anlegung eines Familienbuchs auf 
Antrag durch das Standesamt des Wohnsitzes in Betracht. Grundlage 
hierfür können auch nichturkundliche Beweismittel sein, notfalls auch 
Versicherungen an Eides Statt. 

Der Bundesregierung sind die Schwierigkeiten bekannt, denen sich ein- 
zelne Mütter gegenübersehen können, wenn sie insbesondere infolge 
der Kriegsereignisse keine Geburtsurkunde mehr haben und wenn der 
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Geburtsort des Kindes außerhalb des Bundesgebietes einschließlich Ber- 
hn (West) und der DDR oder Berlin (Ost) hegt. Der Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung hat deshalb alle an der Durchführung des KLG 
Beteiligten zu einem Erfahrungsaustausch eingeladen, bei dem u. a. auch 
erörtert worden ist, ob und in welcher Hinsicht das Verwaltungs verfahren 
zur Durchführung des KLG noch verbessert werden kann. 

In diesen Erfahrungsaustausch ist auch die Frage einbezogen worden, ob 
gegebenenfalls auch eine Glaubhaftmachung der Geburt von Kindern 
gegenüber den Rentenversicherungsträgern zugelassen werden kann, 
was nur durch eine entsprechende Gesetzesänderung möglich wäre. Die 
Bundesregierung prüft derzeit, in welcher Weise man bei einer Realisie- 
rung der bei den bisherigen Erörterungen zu dieser Frage gemachten 
Verbesserungsvorschläge den Interessen der hochbetagten Mütter auch 
unter Berücksichtigung ihrer praktischen Auswirkungen besser gerecht 
werden kann als nach dem derzeitigen Verfahren. Die Prüfung ist noch 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß auf Grund 
kommunaler Schreiben an zu Kindererziehungs- 
leistungen berechtigte Mütter der Geburtsjahr- 
gänge 1907 bis 1911 im Herbst 1987 zahlreiche 
Anspruchsberechtigte bzw. Angehörige noch im 
Jahr 1987 vergebhch zwecks Antragstellung bei 
ihrer Stadtverwaltung vorgesprochen haben, 
und wird die Bundesregierung im Rahmen ihrer 
Informationstätigkeit darauf hin wirken, daß ver- 
gleichbare Irritationen beim Aufruf der nachfol- 
genden Jahrgänge vermieden werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 26. Januar 1988 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß Städte oder Gemeinden im 
Herbst 1987 Mütter der Geburtsjahrgänge 1907 bis 1911 wegen der 
Kindererziehungsleistung angeschrieben hätten. Auch bei dem Erfah- 
rungsaustausch im November 1987, zu dem der Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung alle eingeladen hatte, die an der Durchführung 
des Kindererziehungsleistungsgesetzes beteiligt sind, ist dies von keiner 
Seite vorgetragen worden. 

Die Bundesregierung und die Rentenversicherungsträger haben im Jahre 
1987 in ihren Presseveröffentlichungen und Merkblättern stets deutlich 
gemacht, daß zunächst nur die zum 1. Oktober 1987 berechtigten Mütter 
der Geburtsjahrgänge vor 1907 Anträge stellen sollten; die Mütter der 
Geburtsjahrgänge 1907 bis 1911, die erst zum 1. Oktober 1988 ihre 
Kinder erziehungsleistung bekommen, könnten in Ruhe ab warten, bis sie 
im Jahre 1988 von der Deutschen Bundespost angeschrieben bzw. von 
den Rentenversicherungsträgern auf gerufen werden. Auch in den Schrei- 
ben, mit denen der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung die an 
der Durchführung des Verfahrens Beteiligten und die sozialen Verbände 
und Organisationen um Unterstützung der älteren Mütter gebeten hat, ist 
darauf hingewiesen worden, daß in der ersten Stufe nur die Mütter der 
Geburtsjahrgänge vor 1907 begünstigt werden. 

Bei Beginn der nächsten Anschreib- und Aufrufaktion bezüghch der 
Mütter der Geburtsjahrgänge 1907 bis 1911 im April 1988 wird die 
Bundesregierung wiederum entsprechende Informationen herausgeben. 

43. Abgeordneter Kann die Bundesregierung die Aussagen im Be- 

Kolb rieht der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 

(CDU/CSU) 8. Januar 1988 „Niemand fällt ins Bodenlose" als 

sachlich richtig bewerten und wenn ja, womit 


nicht abgeschlossen. 


42. Abgeordneter 

Dr. Wernitz 

(SPD) 
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wird diese materielle Besserstellung für die 
Arbeitnehmer der Stahlunternehmen durch die 
finanzielle Unterstützung der Bundesregierung 
begründet? 

Weshalb werden mit solchen Unterstützungen 
Zwei-Klassen-Arbeitslose geschaffen; was bei 
denen, die durch Reduzierung von Zulieferun- 
gen etc. ihren Arbeitsplatz verlieren, ganz beson- 
ders deutlich wird, wie dies dieser Bericht sehr 
ausführlich unterstreicht? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 26. Januar 1988 

Interessenausgleichs- und Sozialplanvereinbarungen erfolgen im Rah- 
men der Autonomie der Betriebspartner. Der Bundesregierung ist nicht 
bekannt, ob - und gegebenenfalls in welcher konkreten Ausgestaltung - 
entsprechende Regelungen für den in dem zitierten Artikel der Frankfur- 
ter Allgemeinen Zeitung (FAZ) beschriebenen Fall einer Kooperation der 
Unternehmen Krupp Stahl AG, Thyssen Stahl AG und Mannesmannröh- 
ren-Werke AG für die gegebenenfalls im Hüttenwerk Rheinhausen 
betroffenen Arbeitnehmer vorgesehen worden sind. 

Die beteiligten Unternehmen haben - auch nach Kenntnis der Bundesre- 
gierung - wiederholt erklärt, eine Kooperation werde hinsichtlich der 
beschäftigungspohtischen Auswirkungen im Geiste der sogenannten 
„Frankfurter Vereinbarung", d. h. ohne Entlassungen in den Arbeits- 
markt, erfolgen. Dies entspricht dem Interesse auch der Bundesregie- 
rung. 

Die Bundesregierung teilt nicht die in der Fragestellung zum Ausdruck 
kommende Auffassung, es würden „Zwei-Klassen-Arbeitslose" ge- 
schaffen. 

Kohle und Stahl haben ihren besonderen Beitrag zur wirtschaftlichen 
Entwicklung der Bundesrepublik Deutschland geleistet. Die Bundesre- 
gierung erwartet, daß die Unternehmen der Montanindustrie notwendige 
und unabweisliche Kapazitätsreduzierung sozialverträglich bewältigen. 

Die erforderliche Arbeitsplatz- und Beschäftigungsanpassung in der 
Stahlindustrie hat in der Vergangenheit im Prinzip gerade ohne Entlas- 
sung in den Arbeitsmarkt, überwiegend auf dem Wege vorzeitiger Pen- 
sionierungen, stattgefunden. Dies dient einerseits dem Erhalt und der 
Sicherung verbleibender Arbeitsplätze für jüngere Arbeitnehmer, setzt 
andererseits aber auch sozialpolitische Verantwortung und finanzielles 
Engagement der Unternehmen sowie insbesondere auch entsprechende 
Bereitschaft der betroffenen Arbeitnehmer, vor allem der älteren Arbeit- 
nehmer, voraus. 

Durch die Einbeziehung in die Regelungen des EGKS-Vertrages unterlie- 
gen die insoweit erfaßten Unternehmen besonderen Produktions-, Preis- 
und Wettbewerbsbedingungen, die einen Vergleich mit anderen Wirt- 
schaftsbereichen, wenn überhaupt, nur sehr begrenzt erlauben. 


44. Abgeordneter 

Kolb 

(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

45. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, gemäß einer 

Jungmann Empfehlung des zuständigen Landesamtes für 

(SPD) Naturschutz und Landschaftspflege künftig 

Übungen der Bundeswehr im Tävsmoor (Schles- 
wig-Holstein), das unter Naturschutz gestellt 
werden soll, vollständig zu unterbinden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 21. Januar 1988 

Das Tävsmoor ist ein im Bundesbesitz befindliches Gelände, das direkt an 
die Marseille-Kaseme in Appen angrenzt, allerdings nicht Bestandteil 
des Standortübungsplatzes Appen ist. Obwohl es sich deshalb für militä- 
rische Übungen anbietet, wird zur Zeit im Tävsmoor nicht geübt. Das 
Tävsmoor liegt bereits heute in einem Landschaftsschutzgebiet und soll 
zukünftig unter Naturschutz gestellt werden. 

Im Zusammenhang mit der Einrichtung der Unteroffizierschule der Luft- 
waffe in Appen muß der Standortübungsplatz erweitert werden. Entspre- 
chende Verhandlungen über Erweiterungsgelände finden dazu auf örtli- 
cher Ebene bereits statt. Das Tävsmoor ist nicht unmittelbar Gegenstand 
der Verhandlungen. Es kann jedoch erst dann vollständig und auf Dauer 
von müitärischen Übungen ausgenommen werden, wenn die Verhand- 
lungen über das Erweiterungsgelände zufriedenstellend abgeschlossen 
worden sind. 


46. Abgeordneter Wie bewertet der Bundesminister der Verteidi- 

Würtz gung die zunehmende Zahl von Rückstellungs- 

(SPD) anträgen von Reservisten bei Wehrübungen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 21. Januar 1988 

Das Problem der zunehmenden Zahl von Rückstellungsanträgen ist dem 
Bundesminister der Verteidigung seit längerem bekannt. Sie ist ein 
Grund für den Anstieg der Ausfälle, die besonders bei Mobümachungs- 
übungen festzustellen sind. 

Die Giünde für diese Entwicklung sind vielfältig. 

Eine Ursache ist - neben persönlichen und beruflichen Gründen - in der 
fehlenden Einsicht in die Notwendigkeit der Übungen zu suchen. Auch 
mangelt es aus Sicht der Reservisten des öfteren an sinnvoller Planung 
und Durchführung der Wehrübungen. Zudem macht sich auch die Sorge 
um den Arbeitsplatz bemerkbar. Schließlich wirkt sich das teilweise 
fehlende Verständnis beim Arbeitgeber, bei den Arbeitskollegen sowie 
bei Freunden und Angehörigen nicht förderlich auf die Motivation des 
Reservisten aus. 

Eine Abhilfe läßt sich nach unserer Beurteüung nicht durch eine schärfere 
Entscheidungspraxis bei Anwendung der normierten Zurückstellungs- 
vorschriften erzwingen. 

Vielmehr kommt es vor allem darauf an, in Zukunft noch mehr die 
Einsicht in die Wehrdienstleistung beim Wehrpflichtigen und seinem 
zivilen Umfeld, insbesondere beim Arbeitgeber, zu verbessern und zu 
fördern. Zweifelsohne muß auch die Attraktivität der Wehrübungen 
gesteigert werden. 

Insgesamt wird das Problemfeld im Rahmen der begonnenen Untersu- 
chungen zur neuen Konzeption Reservisten analysiert, so daß rechtzeitig 
korrigierende Maßnahmen als eine Voraussetzung für die Realisierung 
der Konzeption eingeleitet werden können. 


47. Abgeordneter 
Würtz 
(SPD) 


Was geschieht, um Wehrübungen für Reservi- 
sten der Bundeswehr attraktiver zu gestalten? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 21. Januar 1988 

Dieses Thema ist ebenfalls Gegenstand der aufgenommenen Arbeiten 
zur besseren Nutzung des Reservistenpotentials. 

Auch wenn die hauptsächliche Zweckbestimmung von Wehrübungen, 
Reservisten in ihrer Mobümachungsfunktion in Übung zu halten, der 
Steigerung der Attraktivität Grenzen setzt, wird eine diesbezüghche 
Qualitätsverbesserung auch vom Bundesminister der Verteidigung als 
notwendig angesehen. 

Die derzeitigen Untersuchungen erstrecken sich hauptsächhch auf fol- 
gendes: 

- Verbesserung der Wehrgerechtigkeit; 

- Abbau finanzieller Einbußen bei Wehrübungen; 

- Schaffung struktureller und anderer organisatorischer Voraussetzun- 
gen für angemessene Förderung; 

- Begrenzung der Dauer von Mobümachungsübungen und flexiblere 
Handhabung innerhalb der vorgegebenen Zeit grenzen; 

- Verbesserung der Informationsarbeit in Reservistenangelegenheiten; 

- Abstimmung mit der Wirtschaft; 

- frühzeitige Ankündigung der Wehrübungen und Beibehaltung der 
Karenzzeit; 

- bessere Integration der Reservisten in die aktive Truppe; 

- Vereinfachung und Anpassung der admmistrativen Maßnahmen bei 
Wehrübungen; 

- Förderung der Freiwilligkeit. 

Dieses Maßnahmenbündel zur Attraktivitätssteigeiung soU nicht nur auf 
den Reservisten selbst und sein persönüches und berufliches Umfeld 
wirken. Gleiche Bedeutung kommt der Einflußnahme auf aktive Truppe, 
Administration und öffenthchkeit zu. 

Umfang und Vielfalt der Maßnahmen lassen erkennen, daß ihre Verwirk- 
hchung nicht kurzfristig zu erwarten ist. Ihre Umsetzung beharrhch zu 
verfolgen, ist wesentliche Voraussetzung für die Reahsierung der Reser- 
vistenkonzeption. 

48. Abgeordneter 

Hüser 

(DIE GRÜNEN) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 21. Januar 1988 

Die Mönch-Verlagsgruppe, zu der auch der Mönch-Buchversand gehört, 
hat bislang keinen Anlaß zu der Annahme gegeben, daß sie sich außer- 
halb des grundgesetzlichen Rahmens bewegt. Insofern wird keine Not- 
wendigkeit gesehen, eine Änderung der vertraglichen Geschäftsbezie- 
hungen vorzunehmen. 


Welche Konsequenzen zieht der Bundesminister 
der Verteidigung hinsichtlich seiner Geshäfts- 
verbindungen zur Verlagsgruppe Mönch aus der 
Tatsache, daß der zu dieser Verlagsgruppe gehö- 
rende Mönch-Buchversand in Koblenz in seinem 
neuesten Buchprospekt für zahlreiche Bücher 
ehemaliger Kommandeure der Waffen-SS und 
Funktionäre der HI AG über die Waffen-SS wirbt, 
für weitere rechtsextremistische Autoren wirbt 
und außerdem zahlreiche Anzeigen rechtsextre- 
mer Verlage in seinem Buchprospekt veröffent- 
licht? 
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Auf Anfrage hat der Mönch- Buchversand im übrigen mitgeteilt, daß der 
zitierte Katalog inzwischen überholt ist und in Kürze durch den neuen 
Frühjahrskatalog 1988 ersetzt werden wird. 


49. Abgeordnete 

Frau 

Weiler 

(SPD) 


Wie verfährt die Bundeswehr in der Praxis 
nach dem „Sicherheitshandbuch für die Durch- 
führung von Bauaufgaben des Bundes im Zu- 
ständigkeitsbereich der Finanzbauverwaltungen 
- SHBau" gegenüber ausländischen Arbeitneh- 
mern aus dem sogenannten kommunistischen 
Machtbereich, die von deutschen Auftragneh- 
mern im Bereich von Liegenschaften der Bun- 
deswehr eingesetzt werden sollen? 


50. Abgeordnete 

Frau 

Weiler 

(SPD) 


Hält es die Bundesregierung für angemessen 
und notwendig, auch jugoslawischen Staatsbür- 
gern, die für einen deutschen Arbeitgeber die 
Wartung nicht sicherheitsrelevanter Einrichtun- 
gen wahmehmen, den Zutritt zu Bundeswehr- 
einrichtungen zu verwehren? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Pfahls 
vom 27. Januar 1988 

Grundsätzlich können Arbeitskräfte aus dem kommunistischen Machtbe- 
reich bei Bauarbeiten in Liegenschaften der Bundeswehr eingesetzt 
werden. 

Die zuständigen Behörden der Bundeswehr haben jedoch in jedem Ein- 
zelfall die Sicherheitsbedürfnisse eines Vorhabens einschließlich des 
Umfeldes zu berücksichtigen und nach Abwägung aller Faktoren die 
notwendigen Sicherheitsforderungen festzulegen. Dabei kann der Ein- 
satz von Arbeitskräften aus dem kommunistischen Machtbereich bei der 
Planung, Bauleitung, Bauausführung oder Materialanlieferung aus 
Sicherheitsgründen ausgeschlossen werden. Dies wird besonders immer 
dann der Fall sein, wenn sicherheitsempfindhche Bereiche berührt sind. 

Diese Grundsätze gelten auch für den Zutritt jugoslawischer Staatsbürger 
zu Bundeswehreinrichtungen, wenn sie die Wartung nicht sicherheitsre- 
levanter Einrichtungen für deutsche Arbeitgeber wahmehmen. 


51. Abgeordneter Wie beurteüt die Bundesregierung den Sachver- 

Pauli halt, daß in dem Bundeswehr-Vertragsverlag 

(SPD) Mönch in Koblenz neben Schriften von Bundes- 

verteidigungsminister Dr. Wörner und anderen 
Experten der Verteidigungspolitik Bücher über 
die Waffen-SS wie „Vorwärts, - Prinz Eugen- 
Geschichte der 7. SS-Freiwilligen-Gebirgs-Divi- 
sion Prinz Eugen" von Otto Kumm, „Gefährten 
unserer Jugend - Die Flak Abteilung der Leib- 
standarte SS Adolf Hitler", „Germanische Frei- 
willige im Kampf für Europa" von Jean Mabire 
oder „Im Feuersturm der letzten Kriegsjahre" 
erscheinen, und sieht die Bundesregierung hie- 
rin nicht eine Belastung für das Traditions Ver- 
ständnis der Bundeswehr? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 25. Januar 1988 

Die Bundesregierung hat keinen Einfluß auf das Buchangebot des der 
Mönch- Verlagsgruppe zugehörigen „Mönch Buchversand". 

Auf Anfrage hat dieser mitgeteilt, daß die zitierten Bücher in dem in 
Kürze erscheinenden neuen Frühjahrskatalog 1988 nicht mehr aufgeführt 
sind. 

Ein Zusammenhang zwischen dem Buchangebot einer privaten Buchver- 
sand-Firma und dem Traditionsverständnis der Bundeswehr wird nicht 
gesehen. 


52. Abgeordnete 

Frau 

Fuchs 

(Verl) 

(SPD) 


Gibt es zwischen der Bundesregierung und der 
amerikanischen Regierung für den Fall eines 
Atomwaffenunfalls in der Bundesrepublik 
Deutschland „Regierungsabkommen mit Statio- 
nierungsländern, die die Verantwortlichkeiten 
beschreiben und Unterstützung garantieren", 
wie dies das amerikanische Handbuch „USCIN- 
CEUR CONPLAN 4367-87 Response to Nuclear 
Accidents/Incidents within the Theater" fordert? 


Gibt es zwischen der Bundesregierung oder bun- 
desdeutschen Dienststellen und der amerikani- 
schen Regierung oder amerikanischen Dienst- 
stellen für den Fall eines Atomwaffenunfalls in 
der Bundesrepublik Deutschland „gemeinsame 
Abkommen und Unterstützungspläne", wie sie 
gemäß dem amerikanischen Handbuch „USCIN- 
CEUR CONPLAN 4367-87 Response to Nuclear 
Accidents/Incidents within the Theater" „ent- 
wickelt werden sollen, um die Operationen bei 
einem Unfall/Zwischenfall zu erleichtern"? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 27. Januar 1988 

Nuklearwaffen befinden sich in der alleinigen Verfügungsgewalt der 
Nuklearmächte, in diesem Fall der USA. 

Daher haben die USA zuallererst dafür Sorge getragen, daß vor allen 
anderen Maßnahmen die Sicherheit der Nuklearwaffen gewährleistet ist. 

Umfassende, ständig verbesserte technische, konstruktions- und verfah- 
rensmäßige Maßnahmen zur Sicherheit von Nuklearwaffen gegen 
Unfälle und Unfallfolgen haben zu einem außerordentlich hohen Maß an 
Sicherheit geführt. Zu einem Unfall mit Nuklearwaffen ist es in der 
Bundesrepublik Deutschland daher nie gekommen. 

Für den höchst unwahrscheinlichen Fall eines Unfalles, an dem Kernwaf- 
fen beteiligt sind, sind durch die Nuklearmacht umfassende Maßnahmen 
zur Organisation der Gefahrenabwehr und zur Koordinierung zwischen 
den zuständigen Stellen sowie zur Bereitstellung speziell ausgebildeter 
Kräfte und aller notwendigen Mittel getroffen. Organisation und Verfah- 
ren des Einsatzes sind in allen Einzelheiten und in Übereinstimmung mit 
den betreffenden Gesetzen der Bundesrepublik Deutschland festgelegt. 

Innerstaatlich fallen Maßnahmen für den Fall eines Atomwaffenunfalles 
in den Bereich der technischen Gefahrenabwehr durch Feuerwehr oder 
Katastrophenschutz, der Aufgabe der Bundesländer ist. 


53. Abgeordnete 

Frau 

Fuchs 

(Verl) 

(SPD) 
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Vorbereitungen für wirksame technische Gefahrenabwehr sind im 
gesamten Bundesgebiet von den jeweüs zuständigen Ländern und ihren 
Kommunalverwaltungen getroffen. Sie gelten für Gefahren und Scha- 
densereignisse aller Art, gleichgültig, ob es sich um Naturereignisse, wie 
z. B. Erdbeben, Hochwasser, Waldbrände, oder um technische und an- 
dere Risiken, wie z. B. Freisetzung gefährhcher Stoffe bei betriebhchen 
Schadensereignissen oder bei Transportunfällen, handelt. 

Art und Umfang der Sicherheitsvorkehrungen sind überdies durch die 
NATO in verbindlichen Anweisungen sowie in speziellen deutsch- ameri- 
kanischen Vereinbarungen geregelt. Damit sind Voraussetzungen gege- 
ben, in Zusammenarbeit zwischen US-Streitkräften und den deutschen 
Territorialen Kommandobehörden alle notwendigen Gefahrenabwehr- 
maßnahmen in Verbindung mit den örtlich zuständigen Stellen durchzu- 
führen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, 
Familie, Frauen und Gesundheit 


54. Abgeordneter 
Doss 

(CDU/CSU) 


Welche Bundesländer haben auf Grund der vom 
1. Oktober 1986 erlassenen Trinkwasserverord- 
nung die in § 17 Abs. 2 vorgesehene Zulassung 
privater Untersuchungsinstitute und vereidigter 
Sachverständiger durch die obersten Landesge- 
sundheitsbehörden bisher durchgeführt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 22. Januar 1988 

Bisher sind private Untersuchungsstellen nach § 17 Abs. 2 der Trinkwas- 
serverordnung in den Ländern Hessen, Niedersachsen, Rheinland- Pfalz 
und Schleswig-Holstein zugelassen worden. 


55. Abgeordneter Trifft es zu, daß in einigen Bundesländern die in 

Doss der Trinkwasserverordnung vorgesehene öff- 

(CDU/CSU) nung von Prüfimgen und Untersuchungen für 

den privaten Sektor auf erhebhchen Widerstand 
bei den zuständigen Behörden stößt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 22. Januar 1988 

Die Mehrzahl der Länder berichtet, daß die Zulassung von privaten 
Laboratorien als Untersuchungsstellen nach § 17 Abs. 2 der Trinkwasser- 
verordnung nicht auf Widerstand der zuständigen Behörden stößt. Von 
zwei Bundesländern wird die Auffassung vertreten, eine Zulassung nach 
§ 17 Abs. 2 der Trinkwasserverordnung sei entbehrhch, da ausreichende 
Untersuchungskapazitäten vorhanden seien. 


56. Abgeordneter 

Link 

(Diepholz) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß im Rahmen des Schonvermögens 
nach dem Bundessozialhüfegesetz ein Sparkon- 
to, das von einem Heimbewohner in Höhe von 
3 000 DM mit der ausdrückhchen Verfügung 
einer späteren Grabpflege angerechnet und so- 
mit die Verfügung unterlaufen wird? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 22. Januar 1988 

Der Grundsatz des Nachrangs der Sozialhilfe (§ 2 in Verbindung mit 
§§11 und 28 Bundessozialhilfegesetz [BSHG]) gebietet, Vermögen 
zunächst einzusetzen, ehe Hilfe gewährt werden kann. Zum Vermögen 
im Sinne des BSHG gehört das gesamte verwertbare Vermögen. Das 
Gesetz sieht jedoch Ausnahmen vor, so in § 88 Abs. 2 Nr. 8, wonach 
Sozialhilfe nicht abhängig gemacht werden darf vom Einsatz oder von 
der Verwertung kleinerer Barbeträge und sonstiger Geldwerte; dabei ist 
die besondere Notlage des Hilfesuchenden zu berücksichtigen. Mit die- 
ser Ausnahmeregelung wird der Zweck verfolgt, dem Hilfeempfänger 
eine Eigenversorgung für nicht voraussehbare Ereignisse nicht völlig 
abzuschneiden und ihm einen bescheidenen wirtschafüichen Hand- 
lungsraum zu belassen. 

Nach der Verordnung zur Durchführung des § 88 Abs. 2 Nr. 8 BSHG ist 
als kleinerer Barbetrag bei der Hilfe zum Lebensunterhalt (z. B. bei 
Aufenthalt in einem Altenheim) ein Betrag von 2 000 DM und bei der 
Hüfe zur Pflege (z. B. bei Pflegebedürftigkeit in einem Pflegeheim) ein 
Betrag von 4 000 DM anzuerkennen. Das Bundesministerium für Jugend, 
Familie, Frauen und Gesundheit hat dem Bundesrat in einem Entwurf zur 
Änderung dieser Verordnung eine Erhöhung dieser Schonbeträge vorge- 
schlagen. Die Zustimmung des Bundesrates steht noch aus. 

Nach § 2 Abs. 1 der oben genannten Verordnung ist der als „kleinerer 
Barbetrag“ geltende Betrag angemessen zu erhöhen, wenn im Einzelfall 
eine besondere Notlage besteht. 

Außerdem darf die Sozialhüfe gemäß § 88 Abs. 3 BSHG nicht vom Einsatz 
oder von der Verwertung eines Vermögens abhängig gemacht werden, 
soweit dies für den, der das Vermögen einzusetzen hat, und für seine 
unterhaltsberechtigten Angehörigen eine Härte bedeuten würde. Dabei 
sind nach herrschender Rechtsprechung vor allem objektive Momente 
des Einzelfalles zu berücksichtigen, da subjektiv - vom Hilfesuchenden 
aus gesehen - das Verlangen auf Einsatz des Vermögens immer eine 
Härte darstellt. Verfügungen von Todes wegen werden im allgemeinen 
nicht zur Anerkennung einer solchen Härte führen können. 

Auf Grund der Härteregelungen können besonders gelagerte Fälle groß- 
zügiger behandelt werden. 

Ein allgemeiner Verzicht auf die Verwertung vorhandenen Vermögens 
bei Verfügungen von Todes wegen unter Härtegesichtspunkten würde 
ebenfalls nicht den Hüfesuchenden, sondern ledighch die Erben begün- 
stigen. Letzten Endes richtet sich die Beurteilung der Härte nach allen 
maßgebenden Besonderheiten des Einzelfalles. 


57. Abgeordneter 

Kroll-Schlüter 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die Schätzung der 
Internationalen Atomenergie -Organisation für 
realistisch, daß aus Furcht vor Strahlungs- 
schäden nach der Reaktorkatastrophe von 
Tschernobyl in . ganz »Westeuropa 100 000> bis 
200 000 Abtreibungen vorgenommen wurden? 


58. Abgeordneter Besitzt die Bundesregierung Informationen dar- 

Kroll- Schlüter über, ob als Folge des Reaktorunfalls in Tscher- 

(CDU/CSU) nobyl auch in der Bundesrepublik Deutschland 

die Zahl der Abtreibungen gestiegen ist? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 27. Januar 1988 

Die Anzahl der beim Statistischen Bundesamt gemeldeten Schwanger- 
schaftsabbrüche betrug 

-im 1. Vierteljahr 1985: 21513 

- im 2. Vierteljahr 1985: 19777 

- im 3. Vierteljahr 1985: 21 497 

- im 4. Vierteljahr 1985: 20751 

- im 1. Vierteljahr 1986: 20721 

- im 2. Vierteljahr 1986: 21444 

- im 3. Vierteljahr 1986: 21 037 

- im 4. Vierteljahr 1986: 21 072 

Aus diesen vom Statistischen Bundesamt veröffentlichten Zahlen erge- 
ben sich keine Erkenntnisse, daß die Zahl der Schwangerschaftsabbrü- 
che in Folge des Reaktorunfalls in Tschernobyl in der Bundesrepublik 
Deutschland angestiegen ist. Vergleichbares statistisches Material aus 
anderen Ländern Westeuropas liegt der Bundesregierung nicht vor. 

Welche Kosten hat die Herstellung der vom Bun- 
desministerium für Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit herausgegebenen Broschüre „Fra- 
gen und Antworten zur ärztlichen Ausbildung" 
verursacht, und aus welcher Haushaltsstelle 
wurden sie finanziert? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 27. Januar 1988 

Die Herstellung der Broschüre „Fragen und Antworten zur ärztlichen 
Ausbildung" hat 41054,29 DM für die gesamte Auflage von 100000 
Exemplaren gekostet. 

Sie wurde aus Kapitel 15 01 Titel 53101 (Öffentlichkeitsarbeit) des Bun- 
desministers für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit finanziert 

60. Abgeordneter Auf welchen Vertriebswegen soll diese Broschü- 

Jaunich re vertrieben werden, und welche Kosten sind 

(SPD) daraus zu erwarten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 27. Januar 1988 

Die Broschüre dient der Information der Beteiligten über die für die 
ärztliche Ausbildung getroffenen gesetzlichen Neuregelungen. Dement- 
sprechend wird sie insbesondere Studenten, Verbänden von Ärzten und 
Krankenhäusern, Krankenhausträgern, medizinischen Fakultäten und 
medizinisch- wissenschaftlichen Fachgesellschaften kostenlos zur Verfü- 
gung gestellt. Die Verteilung erfolgt in der Regel durch das Bundesmini- 
sterium für Jugend, Famüie, Frauen und Gesundheit auf dem Postwege. 
Vielfach wird Studenten, die sich in großer Zahl nach Einzelheiten der 
Neuregelungen erkundigen, die Broschüre anstelle eines Antwortschrei- 
bens oder mit dem Antwortschreiben übersandt. Die obersten Landesge- 
sundheitsbehörden und die Wissenschaftminister der Länder, denen eine 
größere Anzahl von Broschüren im Postaustausch zur Verügung gestellt 
worden ist, verteilen ihrerseits ebenfalls die Broschüre an Beteiligte und 
Interessierte. 

Über die durch die Verteilung entstehenden Kosten ist eine Aussage 
nicht möglich. Soweit das Bundesministerium für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit die Broschüren auf dem Postwege versendet, 
sind die Kosten Teil der allgemeinen Aufwendungen für Porto. 


59. Abgeordneter 

Jaunich 

(SPD) 
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61. Abgeordnete 

Frau 

Weyel 

(SPD) 


Sind die Mittel für eine zusätzliche Planstelle der 
Bes.Gr A 15 BBesO sowie eine Stelle der Verg.Gr. 
Vc BAT bewilligt, die das Bundesgesundheits- 
amt beim Bundesminister für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit für den Haushalt 1988 
für sich auf Grund des Vollzugs des neuen Pflan- 
zenschutzgesetzes ergebenden neuen Aufgaben 
beantragt hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 27. Januar 1988 


Im Bundeshaushaltsplan 1988 sind für das Bundesgesundheitsamt eine 
zusätzliche Planstelle der Bes.Gr. A 15 BBesO sowie eine Stelle der 
Verg.Gr. Vc für den Vollzug des neuen Pflanzenschutzgesetzes nicht 
ausgebracht. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


62. Abgeordneter Ist der Bundesregierung die Absicht des Landes 

Würtz Bremen auf Ausbau des Bremer Flughafens 

(SPD) (Startbahnverlängerung um 700 Meter) bekannt, 

und wenn ja, hegt in diesem Zusammenhang ein 
Antrag auf finanzielle Zuwendung des Bundes 
vor? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 22. Januar 1988 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß das Land Bremen Möglichkeiten 
der Startbahn Verlängerung auf dem Verkehrsflughafen Bremen prüft. 
Ein Antrag auf finanzielle Zuwendung des Bundes hegt hierfür nicht vor. 


Ist die Bundesregierung bereit, ModeUprojekte 
„Bundesstraßen in Stadtrandlage" zu fördern, 
die unter anderem folgende Maßnahmen bein- 
halten: flexible Durchfahrtstraßen- Ausweisung 
bei Staus, lokale computerunterstützte Ampel- 
regelungen, Maßnahmen in 30 Küometer- Gebie- 
ten, Einbindung des öff entheben Nahverkehrs, 
Schallschutz und Schutz vor Abgasen in Wohn- 
gebieten? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Knittel 
vom 25. Januar 1988 

Nach Auffassung der Bundesregierung sind derartige ModeUprojekte des 
Bundes nicht erforderlich. 

Schon jetzt können Höchstgeschwindigkeitszonen nach Maßgabe der 
Zonen-Geschwindigkeits-Verordnung vom 19. Februar 1985 (BGBl. 1985 I 
S. 385) von den Straßenverkehrsbehörden angeordnet werden. In § 1 
dieser Verordnung sind die Voraussetzungen dafür, nämlich: 

- innerhalb geschlossener Ortschaften, 

- abgrenzbare Bereiche, 

- Straßen gleichartiger Merkmale, 
aufgeführt. 


63. Abgeordnete 

Frau 

Bulmahn 

(SPD) 


29 


Drucksache 11/1736 


Deutsdier Bundestag — 11. Wahlperiode 


Die Verordnung gilt bis 31. Dezember 1989. Die Straßenverkehrsbehör- 
den der Länder machen in erheblichem Umfang von den Möglichkeiten 
dieser Verordnung Gebrauch. 

Nach § 45 Abs. 1 Nr. 3 StVO haben die Straßenverkehrsbehörden die 
Möglichkeit, Verkehrsbeschränkungen und -verböte „zum Schutz der 
Bevölkerung von Lärm und Abgasen" zu erlassen. 

Im übrigen räumt die Bundesregierung der Bekämpfung der Schadstoffe- 
missionen an der Quelle, d. h. am Fahrzeug, seit langem Vorrang ein. Ein 
Meüenstein in der Schadstof fminderung ist die Einführung des schadstoff- 
armen Autos. Der Anteil schadstoffreduzierter Fahrzeuge bei den Per- 
sonenkraftwagen-Neuzulassungen betrug in den Monaten Januar bis 
November 1987 bereits 81,4 v. H. 

Für verkehrsbeeinflussende Maßnahmen, z. B. für die Errichtung von 
Anlagen zur Warnung vor Verkehrsstaus, zur Verstetigung des Verkehrs- 
flusses und zur verkehrsabhängigen Signalsteuerung, werden aus dem 
Bundeshaushalt seit Jahren erhebliche Mittel verwendet. Einige davon 
haben Modellcharakter. Auch aus dieser Sicht sind weitere Modellpro- 
jekte des Bundes nicht erforderlich. 


64. Abgeordneter 

Dr. Niese 


(SPD) 


Wie groß war die Gesamtzahl der Stellen am 31. 
Dezember 1987 im Bundesbahnausbesserungs- 
werk Hamburg-Harburg, und wie schlüsselte 
sich diese zahlenmäßig in Werkstättenarbeiter, 
Aufsichts- und Verwaltungskräfte sowie Aus- 
büdungsplätze in der Lehrwerkstatt auf? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 22. Januar 1988 


Zum Ende des Jahres 1987 waren im Ausbesserungswerk Hamburg- 
Harburg der Deutschen Bundesbahn 


325 

64 

das sind 389 
ferner 124 
beschäftigt. 


Werkstättenarbeiter, 

Beamte und Angestellte 
im Aufsichts- und Verwaltungsdienst, 

Dienstkräfte insgesamt, 
Auszubildende 


65. Abgeordneter Welches Volumen hat der Gesamtstellenplan 

Dr. Niese 1991 im geplanten ICE-Betriebswerk Hamburg- 

(SPD) Eidelstedt bei welcher zahlenmäßigen Vertei- 

lung auf die verschiedenen Berufsgruppen, und 
wie entwickeln sich diese Zahlen voraussichtlich 
bis 1995? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 22. Januar 1988 


Auf der Grundlage eines Unterhaltungsbestandes von 41 ICE-Zügen im 
Jahre 1991 und 60 ICE-Zügen im Jahre 1995 werden im geplanten ICE- 
Betriebswerk Hamburg-Eidelstedt 

1991 1995 

ca. 250 ca. 295 Werkstättenarbeiter und 

ca. 35 ca. 35 Beamte und Angestellte im 

Aufsichts- und Verwaltungsdienst 

sowie etwa 310 bis 350 Kräfte im Reinigungsdienst beschäftigt sein. 
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Ob eine Ausbildungswerkstatt neu eingerichtet wird oder ob der Nach- 
wuchsbedarf des neuen Betriebswerkes durch andere Hamburger DB- 
Stellen gedeckt werden kann, ist noch nicht abschließend geklärt. 

Die Personalbedarfszahlen für 1991 sind untere Grenzwerte. Die Anga- 
ben für 1995 gelten unter der Voraussetzung, daß die gegenwärtige 
Mittelfristplanung des Vorstandes der Deutschen Bundesbahn bezüglich 
des Schienenpersonenfernverkehrs realisiert wird. 


66. Abgeordneter 

Fischer 

(Hamburg) 

(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung für sinnvoll und 
möglich, in der Frühphase der Rush-hour (bis 
etwa 7.00 Uhr) die erste Klasse im Schienenper- 
sonennahverkehr auch für Fahrgäste der zwei- 
ten Klasse zu öffnen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Knittel 
vom 25. Januar 1988 

Nach Auffassung der Deutschen Bundesbahn (DB), die über die Gestal- 
tung ihres Angebotes in eigener Verantwortung entscheidet, führte eine 
auch nur auf bestimmte Tageszeiten begrenzte Freigabe der 1. Klasse für 
Reisende mit Fahrkarten 2. Klasse zu einer Qualitätseinbuße für den 
Kundenkreis, der die 1. Wagenklasse wählt. Eine solche Leistungsminde- 
rung hätte Abwanderungen von Nutzern der 1. Klasse hin zum Individu- 
alverkehr sowie einen Rückgang des Verkaufs von Fahrausweisen der 
1. Wagenklasse und somit Fahrgeldausfälle zur Folge. 

Da die DB in einer solchen Maßnahme auch keine Einsparungsmöglich- 
keiten beim einzusetzenden Wagenmaterial sieht, hält sie eine allge- 
meine, wenn auch zeitlich begrenzte Öffnung der 1. Wagenklasse im 
Schienenpersonennahverkehr für Reisende mit Fahrkarten 2. Klasse wirt- 
schaftiich nicht für vertretbar. 


67. Abgeordneter Mit welchen steuerlichen Belastungen wird der 

Lenzer Straßengüterverkehr in den verschiedenen Län- 

(CDU/CSU) dem der Europäischen Gemeinschaft belegt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 22. Januar 1988 

Die steuerliche Belastung des Straßengüterverkehrs in den verschiede- 
nen Ländern der Europäischen Gemeinschaft sind am Beispiel typischer 
Fahrzeugkombinationen in der nachstehenden Übersicht aufgeführt. 

In Italien, Frankreich, Spanien, Portugal und Griechenland werden 
außerdem Autobahngebühren in unter schiedhcher Höhe erhoben. 


68. Abgeordneter Auf welche Weise will die Bundesregierung eine 

Lenzer Harmonisierung der unterschiedlichen Belastun- 

(CDU/CSU) gen des Straßengüterverkehrs in den Mitglieds- 

ländern der Europäischen Gemeinschaft herbei- 
führen, um mit Beginn des gemeinsamen Bin- 
nenmarktes eine Wettbewerbsgleichheit zu er- 
zielen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 22. Januar 1988 

Eine Harmonisierung der verkehrsspezifischen Steuern will die Bundes- 
regierung über die Europäische Gemeinschaft erreichen. Die EG-Kom- 
mission hat 
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- Mitte vergangenen Jahres einen Vorschlag zur Annäherung der Ver- 
brauchsteuersätze auf Mineralöle vorgelegt 

und 

- Ende vergangenen Jahres einen Vorschlag zur Anlastung der Wege- 
kosten an schwere Nutzfahrzeuge beschlossen. 

Diese Vorschläge werden im Rat der EG zu beraten sein. 

Für den Fall, daß eine Harmonisierung im europäischen Rahmen in 
absehbarer Zeit nicht erreichbar sein sollte, prüft die Bundesregierung 
vorsorglich, welche nationalen Maßnahmen gegebenenfalls zur Beseiti- 
gung der Wettbewerbsverzerrungen in Betracht kommen könnten. 

Kraftfahrzeugsteuer für Lastzüge mit einem zulässigen Gesamtgewicht 
von 32 Tonnen und 38 Tonnen in europäischen Ländern in DM pro Jahr 

Berechnungsgrundlage: Zugfahrzeug 1,5 Tonnen Eigengewicht, 8,5 Ton- 
nen Nutzlast; Anhänger 4,5 Tonnen bzw. 6,5 
Tonnen Eigengewicht, 11,5 Tonnen bzw. 15,5 
Tonnen Nutzlast 


Fahrzeug 

Land 

32 Tonnen 
Lastzug 
Kraftfahr- 
zeug- 
steuer 

38 Tonnen 
Lastzug 
Kraftfahr- 
zeug- 
steuer 

Mineralöl- 

steuer 

auf 

Dieselkraft- 

stoff 

DM pro Liter 

Belgien^) 

2005 

. 

2340 

0.2530 

Bundesrepublik 

Deutschland 

6815 

9365 

0,4420 

Dänemark^) 

6766 

7189 

0,4870 

Frankreich^) 

120 

. 120 

0,4420 

Griechenland 

834 

1001 

0,1240 

Großbritannien 

3892 

8711^) 

0,4860 

Irland 

1179 

1 179 

0,5790 

Italien 

726 

726 

0,3620 

Luxemburg 

1295 

1506 

0,2070 

Niederlande 

3184 

3 681 

0,2550 

Portugal 

1027 

1220 

0,4640 

Spanien 

396 

396 

0,3710 


Quelle: Bundesministerium der Finanzen Stand: Juli 1987 


Die Steuer wird um 40 v. H. gesenkt, wenn ein Unternehmer mehr als zwei 
Lastkraftwagen über 7 Tonnen Leergewicht besitzt. 

Für ständig im internationalen Verkehr eingesetzte Lastkraftwagen erfolgt 
Steuerrückerstattung bis zu rund 35 v. H. Die Mineralölsteuer wird an in- und 
ausländische Transportunternehmer zurückerstattet. 

Abweichung bei Anhängern über 17,5 Tonnen und bei Sattelschleppern. 

"*) Sattelzug {Lastzüge über 32 Tonnen nicht zugelassen). 


69. Abgeordneter Treffen Informationen zu, daß eine private ame- 

Lüder rikanische Fluggesellschaft jedenfalls im Berlin- 

(FDP) verkehr in Absprache mit der Bundesregierung 

durch Privatangestellte der Fluggesellschaft 
Ausweiskontrollen von Reisenden im innerdeut- 
schen Flugverkehr vornehmen läßt? 
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70. Abgeordneter Auf welcher Rechtsgrundlage und für welchen 

Lüder Zeitraum ist gegebenenfalls die Absprache mit 

(FDP) der Bundesregierung begründet? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Knittel 
vom 25. Januar 1988 

Es gibt keine Absprache der Bundesregierung mit einem US-Luftfahrtun- 
ternehmen, im Berhn-Verkehr Ausweiskontrollen durch Privatangestellte 
dieses Unternehmens durchführen zu lassen. 

Alle die Bundesrepublik Deutschland anfhegenden und hier verkehren- 
den Luftfahrtunternehmen sind jedoch nach § 2Cra Luftverkehrs gesetz 
zur Sicherung ihres Betriebes zum Schutz des Luftverkehrs gegen Flug- 
zeugentführungen und Sabotageakte verpflichtet. Hierunter fällt auch 
eine Identitätskontrolle der Fluggäste. 

Nach § 20 a Luftverkehrsgesetz (LuftVG, BGBl. 1981 Teil I S. 61) sind 
die Luftfahrtunternehmen verpflichtet, Sicherungsmaßnahmen bei der 
Abfertigung von Fluggästen und der Behandlung des Gepäcks zu treffen. 
Es handelt sich hierbei um Eigensicherungspflichten der Luftfahrtunter- 
nehmen zum Schutz des Luftverkehrs gegen Gewaltakte (siehe Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Luftverkehrsgesetzes, A. Zielsetzung, 
B. Lösung, Drucksache 8/3431). 

Zur Abfertigung von Fluggästen gehören beispielsweise Flugscheinkon- 
trollen (Begründung der Bundesregierung zu § 20 a LuftVG, Drucksache 
a. a. O., S. 12). 

Angesichts der anhaltenden Gefährdungslage im nationalen und interna- 
tionalen Luftverkehr bilden Identitätskontrollen der Luftfahrtunterneh- 
men bei der Abfertigung der Fluggäste einen wirksamen Schutz des 
Luftverkehrs gegen Gewaltakte. Dies gilt besonders für die in erhöhtem 
Maße gefährdeten US-Unternehmen. Die Unternehmen handeln somit im 
Rahmen der ihnen auferlegten Pflichten nach § 20 a LuftVG. 


71. Abgeordneter 

Dr. Wernitz 

(SPD) 


Wann ist mit dem Bau der Ortsumgehungen von 
Trochtelfingen und Lauchheim im Zuge der B 29 
sowie mit einer Verbesserung der Ortsdurchfahrt 
Pflaumloch im Zuge der B 29 zu rechnen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Knittel 
vom 25. Januar 1988 

Mit dem Bau der Ortsumgehung Lauchheim im Zuge der B 29 wird im 
Frühjahr 1988 begonnen werden. 

Für die Ortsumgehungen Trochtelfingen und Pflaumloch im Zuge der 
B 29 sind die Planungsarbeiten noch nicht so weit fortgeschritten. Eine 
Aussage über den Baubeginn ist daher nicht möglich. 

In der Ortsdurchfahrt Pflaumloch im Zuge der B 29 ist kein Ausbau 
vorgesehen. 


72. Abgeordneter 

Dr. Wernitz 

(SPD) 


Gibt es bei der Bundesregierung Überlegungen 
bzw. Planungen für einen vierspurigen kreu- 
zungsfreien Ausbau bzw. Neubau der B 25 zwi- 
schen Nördlingen und Donauwörth oder ist da- 
mit in absehbarer Zeit zu rechnen, und wird 
weiterhin die B 466 zwischen Nördlingen und 
Nürnberg durchgängig ausgebaut? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Knittel 
vom 25. Januar 1988 

Ein vierstreifiger kreuzungsfreier Ausbau bzw. Neubau der B 25 zwi- 
schen Nördlingen und Donauwörth ist im Bedarfsplan für die Bundesfem- 
straßen nicht vorgesehen. 

Ein durchgehender Ausbau der B 466 zwischen Nördlingen und Nürn- 
berg ist nicht geplant. 

Im Bedarfsplan für die Bundesfemstraßen sind jedoch folgende Maßnah- 
men enthalten: 

- Umgehung Löpsingen (fertiggestellt) 

- Ortsumgehung Unterwurmbach (im Bau) 

- Verlegung bei Gunzenhausen (fertiggestellt) 

- Ortsumgehung Brand/Geislohe 

- Verlegung östlich Obererlbach 

- Verlegung westlich Wassermungenau 

- Verlegung bei Barthelmesaurach (fast abgeschlossen) 

Aus welchen Gründen wurde bisher die Ablöse- 
vereinbarung zwischen der Straßenverwaltung 
Rheinland- Pfalz und der Deutschen Bundesbahn 
über Art und Weise der Entschädigung für die 
Bundesbahnhegenschaften im Zuge des Aus- 
baus der B 9 in Boppard, zweiter Teüabschnitt, 
noch nicht unterzeichnet bzw. wann ist mit der 
Unterzeichnung zu rechnen, und sieht die Bun- 
desregierung in diesem Sachverhalt nicht eine 
mögliche Verzögerungsursache für den Baube- 
ginn? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Knittel 
vom 25. Januar 1988 

Mit den Verhandlungen über Einzelheiten einer Vereinbarung zwischen 
der Straßenverwaltung Rheinland-Pfalz und der Deutschen Bundesbahn 
(DB) im Zusammenhang mit dem geplanten Neubau der B 9 in Boppard 
konnte erst nach Erlaß des Planfeststellungsbeschlusses Mitte 1987 kon- 
kret begonnen werden. 

Die rheinland-pfälzische Straßenbauverwaltung und die DB sind bemüht, 
die Vereinbarung möglichst schnell zum Abschluß zu bringen. Eine 
Verzögerung des Baubeginns durch die noch notwendige Vereinbarung 
ist daher nicht zu erwarten. 

74. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, dafür zu sorgen, 

Lambinus daß im Rahmen des weiteren Mainausbaus auch 

(SPD) die vorhandenen Altwässer und Stillzonen (Buh- 

nen usw.) entschlammt werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 27. Januar 1988 

Die Schlammablagerungen in den Altwässem und Buhnenfeldern gehen, 
soweit sie nicht auf die natürliche Schweb stofführung des Flusses zurück- 
zuführen sind, überwiegend auf die von den Wasserrechtsbehörden der 
Länder genehmigten Abwassereinleitungen zurück. In jedem Fall ist die 
Entschlammung der vorhandenen Altwässer und Stillzonen (Buhnenfel- 
der usw.) eine Aufgabe der Gewässerreinhaltung und somit kraft verfas- 
sungsrechtlicher Kompetenzzuweisung (Artikel 30 GG) Angelegenheit 


73. Abgeordneter 

Pauli 

(SPD) 


34 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/1736 


des Landes. Demgegenüber ist der Bund zuständig für die Bundeswasser- 
straßen als Verkehrswege (Artikel 87 und 89 GG). Danach gehören ver- 
kehrlich bedingte Baggerungen zu den Bundesaufgaben, nicht aber 
gewässerpflegerische Maßnahmen. Der Bund kann sich allenfalls inso- 
weit an Entschlammungsmaßnahmen des Landes beteiligen, als im Ein- 
zelfall die Ziele von Baggerungen im Rahmen des weiteren Mainausbaus 
zur Verbesserung der Schiffbarkeit identisch mit Zielen der wasserwirt- 
schaftlichen Landesaufgaben sind. 


Inwieweit führen die Planungsträger für Straßen 
in der Baulast des Bundes inzwischen die vom 
Bundesverwaltungsgericht in seinem Urteü vom 
22. Mai 1987 - 4 C 33-35.83- bei der Festset- 
zung der Immissionsgrenzwerte für Verkehrs- 
lärm geforderte Einzelfallprüfung durch, oder 
halten sie sich weiterhin an die in den Richtlinien 
für den Verkehrslärm an Bundesfernstraßen in 
der Baulast des Bundes festgesetzten Grenzwer- 
te, ohne eine konkrete Einzelfallprüfung durch- 
zuführen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 28. Januar 1988 

Die Planungsträger für Straßen in der Baulast des Bundes führen bei der 
Festsetzung der Immissionsgrenzwerte für Verkehrslärm eine Prüfung 
des Einzelfalles durch, die auch bei Anwendung der Richtlinien geboten 
ist; Richtlinien sind Regelmaßstäbe für Einzelfallentscheidungen und 
keine normativen Festlegungen. Von ihnen kann in einem besonders 
gelagerten Fall abgewichen werden, so daß auch andere als die in den 
Richtlinien genannten Grenzwerte angewendet werden können. 


75. Abgeordneter 

Antretter 

(SPD) 


76. Abgeordneter Welche konkreten Schritte hat die Bundesregie- 

Antretter rung ergriffen, um der Entscheidung des Bun- 

(SPD) desverwaltungsgerichts vom 22. Mai 1987 Gel- 

tung zu verschaffen, und inwieweit hat sie die 
Planungsträger darauf hingewiesen, daß die in 
den Richtlinien des Bundes festgesetzten Immis- 
sionsgrenzwerte im Bereich der Lärmvorsorge 
nur noch dann festgesetzt werden dürfen, wenn 
sie auf Grund einer konkreten Einzelfallprüfung 
angemessen sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 28. Januar 1988 

Die Bundesregierung wird über die künftige Handhabung des Lärm- 
schutzes entscheiden, sobald eine im März/April 1988 zu erwartende 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts, in der aller Voraussicht 
nach das Gericht grundlegende Ausführungen zu Fragen des Lärmschut- 
zes machen wird, ergangen ist. Die Bundesregierung hält es für ange- 
bracht, die Entscheidung abzuwarten. Der Bundesminister für Verkehr 
hat vorerst mit Schreiben vom 15. September 1987 die obersten Straßen- 
baubehörden der Länder und mit Schreiben vom 28. Dezember 1987 die 
für den Straßenbau zuständigen Minister und Senatoren gebeten, unter 
Berücksichtigung der erforderlichen Einzelfallentscheidung weiterhin 
nach den Richtlinien bis zur endgültigen Entscheidung der Bundesregie- 
rung über den zukünftigen Lärmschutz zu verfahren. Diese Bitte schließt 
den Hinweis ein, daß die Grenzwerte der Richtlinien nach dem Ergebnis 
der Einzelfallprüfung angemessen sein müssen. 
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77. Abgeordneter Welche praktischen Probleme treten durch die 

Antretter jetzt erforderliche Einzelfallprüfung auf (z. B. 

(SPD) vermehrte Planungsunsicherheit und damit ein- 

hergehende zeitliche Verzögerungen bei der 
Realisierung von Investitionen, vermehrte Ein- 
sprüche von Bürgern wegen der uneinheitliche- 
ren Festsetzung der Grenzw-erte im Einzelfall), 
und welche Schritte beabsichtigt die Bundesre- 
gierung, um diese Probleme zu beseitigen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 28. Januar 1988 

Seit dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 22. Mai 1987 wen- 
den sich Betroffene unter Berufung auf das Urteü häufiger und nach- 
drücklicher gegen Planungsentscheidungen. Im übrigen wird auf die 
Antwort zu Frage 76 verwiesen. 


78. Abgeordneter 

Antretter 


(SPD) 


Warum ist die Bundesregierung bisher der Auf- 
forderung des Bundesrates vom 29. November 
1985 nicht nachgekommen, unverzüglich eine 
Rechtsverordnung nach § 43^ Abs. 1 Bundes- 
Immissionsschutzgesetz (BImSchG) zu erlassen, 
und bis wann beabsichtigt die Bundesregierung, 
dem Bundesrat eine Rechtsverordnung gemäß 
§ 43 BImSchG zuzuleiten oder eine Gesetzes- 
initiative zu ergreifen, um die vom Bundesver- 
waltungsgericht geforderte Einzelfallprüfung 
durch eine normative Regelung der Grenzwerte 
zu ersetzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 28. Januar 1988 

Die Bundesregierung ist der Aufforderung des Bundesrates nicht nachge- 
kommen, weü sich die Richtlinien bewährt hatten. Zur künftigen Rege- 
lung des Lärmschutzes wird auf die Antwort zu Frage 76 verwiesen. 


79. Abgeordneter Wie groß ist die im Besitz der Deutschen Bundes- 

Dr. Lammert bahn befindliche, aber nicht genutzte Fläche im 

(CDU/CSU) Ruhrgebiet, und welche künftigen Verwen- 

dungsabsichten bestehen dafür? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 27. Januar 1988 

Die Deutsche Bundesbahn (DB) ist bemüht, ihren nicht genutzten und 
entbehrlichen Grundbesitz so schnell wie möglich anderweitig zu ver- 
mieten, zu verpachten oder zu veräußern. Die nicht genutzte Fläche im 
Ruhrgebiet beträgt nach Angaben der DB ca. 440000 m^. 


80. Abgeordneter 

Fischer 

(Hamburg) 

(CDU/CSU) 


Welche Prüfanordnung für die technische Schiffs- 
sicherheit ist in der Bundesrepublik Deutschland 
für Binnenschiffe gültig, und ist nach Auffassung 
der Bundesregierung die Anordnung ausrei- 
chend, um den gefahrlosen Transport - insbe- 
sondere von Gefahrgütern - zu gewährleisten? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 27. Januar 1988 


In der Bundesrepublik Deutschland gelten für Binnenschiffe folgende 
technische Schiffssicherheitsvorschriften; 

I. Technische Basisvorschriften 

1. Rheinschiffs-Untersuchungsordnung (RheinSchUO), beschlossen 
von der Zentralkommission für die Rheinschiffahrt, eingeführt in 
der Bundesrepublik Deutschland mit Verordnung vom 26. März 

1976 (BGBl. I S. 773), zuletzt geändert am 1. Oktober 1985 (BGBl. I 
S. 1919). 

Status: Internationale Vorschrift 
Geltungsbereich; Rhein 

2. Binnenschiffs-Untersuchungsordnung (BinSchUO) vom 14. Januar 

1977 (BGBl. I S. 59), mit der die Vorschriften der RheinSchUO in 
ihrer jeweils geltenden Fassung übernommen werden und wasser- 
straßenspezifische Abweichungen (z. B. für die Fahrt auf Kanälen 
oder auf Seeschiffahrtsstraßen) geregelt werden. 

Status: Nationale Vorschrift 

Geltungsbereich: Bundeswasserstraßen außerhalb von Rhein und 
Donau 

3. Verordnung über die Untersuchung der Donauschiffe vom 
23. August 1958 (Verkehrsblatt S. 579), zuletzt geändert am 
10. Juni 1975 (Verkehrsblatt S. 345). 

Status: Nationale Vorschrift 
Geltungsbereich: Donau 


II. Zusätzliche Vorschriften für Schiffe, die Gefahrgut befördern. 

Verordnung über die Beförderung gefährlicher Güter auf dem Rhein 
(ADNR, Accord relatif au transport international des marchandises 
dangereuses par voie de navigation Interieure sur le Rhin), beschlos- 
sen von der Zentralkommission für die Rheinschiffahrt, eingeführt in 
der Bundesrepublik Deutschland am 30. Juni 1977 (BGBl. I S. 1119), 
zuletzt geändert am 24. März 1983 (BGBl. I S. 367, Gefahrgutverord- 
nung Binnenschiffahrt - GGVBinSch). 

Status: - auf dem Rhein; Internationale Vorschrift 

Status: - auf den Bundeswasserstraßen außerhalb von Rhein und 
Donau: Nationale Vorschrift 

Die technischen Schiffssicherheitsvorschriften in der Bundesrepublik 
Deutschland gewährleisten einen auch international anerkannten 
hohen Sicherheitsstandard. Die Bundesregierung ist der Auffassung, 
daß die Verordnungen nach heutigen sicherheitstechnischen Erkennt- 
nissen ausreichend sind, um den sicheren Transport - insbesondere 
von Gefahrgütern - zu gewährleisten. Die Vorschriften werden stän- 
dig dem neuesten Stand der Sicherheitstechnik angepaßt. Hervorzu- 
heben ist die vorgesehene Einführung eines Doppelhüllentankschiffs 
für besonders gefährliche Güter. 


81. Abgeordneter 
Fischer 
(Hamburg) 

(CDU/CSU) 


Gelten diese Schiffssicherheitsprüfanordnungen 
für deutsche und ausländische Binnenschiffe in 
gleicher Weise? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 27. Januar 1988 

1. Die Rheinschiff s-Untersuchungsordnung gilt für deutsche und aus- 
ländische Schiffe in gleicher Weise. 

Auch die Binnenschiffs- Untersuchungsordnung güt für deutsche und 
ausländische Schiffe in gleicher Weise, allerdings mit folgender Aus- 
nahme: 

Auf Grund internationaler Bindungen (Elbschiffahrtsakte 1922) wer- 
den für Binnenschiffe der CSSR die CSSR-Atteste für die Elbe ab 
untere Grenze des Hamburger Hafens (Elbe-Küometer 639) aufwärts, 
für den Elbe-Lübeck-Kanal und für die Ilmenau auf Basis der Gegen- 
seitigkeit anerkannt. 

Im übrigen ist durch Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Deutschen Demokratischen Republik vom 26. Mai 1972 
über Fragen des Verkehrs (BGBl. II S. 1449) für Binnenschiffe der DDR 
die Anerkennung der DDR-Atteste für die Binnenschiffahrtsstraßen 
der Bundesrepublik Deutschland nüt Ausnahme von Rhein, Mosel und 
Donau auf Basis der Gegenseitigkeit festgelegt. 

Die Verordnung über die Untersuchung der Donauschiffe güt nicht für 
Schiffe mit ausländischem Heimatort, sofern sie mit einer amtiichen 
Urkunde über ihre Fahrtauglichkeit nach den an ihrem Heimatort 
geltenden Vorschriften versehen sind (resultiert aus der 1948 zwi- 
schen UdSSR, Bulgarien, Ungarn, Rumänien, Ukraine, Tschechoslo- 
wakei und Jugoslawien beschlossenen Donaukonvention, der Öster- 
reich später beigetreten ist, und deren Geltungsbereich auch die 
deutsche Donaustrecke umfaßt). 

2. Das ADNR güt auf dem Rhein für deutsche und ausländische Schiffe in 
gleicher Weise. 

Auch auf den Bundeswasserstraßen außerhalb von Rhein und Donau 
güt das ADNR für deutsche und ausländische Schiffe, aUerdings mit 
Ausnahme für Schiffe der CSSR (auf Grund der vorgenannten Elb- 
schiffahrtsakte) für die Elbe ab untere Grenze des Hamburger Hafens 
(Elbe-Kilometer 639) aufwärts, für den Elbe-Lübeck-Kanal und für die 
Ilmenau. Im Binnenschiffahrtsabkommen mit der CSSR ist jedoch 
vorgesehen, daß CSSR-Schiffe auch auf den bezeichneten Wasserstra- 
ßen die Bestimmungen des ADNR erfüUen müssen. 

Gespräche mit der DDR über Vereinbarungen für eventuelle zukünf- 
tige Gefahrguttransporte durch DDR-Schiffe sind beabsichtigt. 

Auf der Donau güt das ADNR nicht. Es wird jedoch für deutsche 
Schiffe de facto angewendet, ohne daß es dabei Probleme gegeben 
hätte. Die Bundesregierung hat 1984 den Donauanliegerstaaten eine 
Verbalnote übermittelt, in der mitgeteilt wurde, daß ausländische 
Gefahrgutschiffe, die schwere Mängel auf weisen, zukünftig bei der 
Einreise an der Grenze zurückgewiesen werden. Seitdem ist eine 
merkliche Verbesserung des technischen Zustandes ausländischer 
Schiffe auf der deutschen Donaustrecke festgestellt worden. Die 
Angelegenheit wird z. Z. auch in der Donaukommission behandelt. Im 
übrigen soU die Frage der ausländischen Gef ahrgutschiffe . in den 
bilateralen Binnenschiffahrtsabkommen mit den mittel- und osteuro- 
päischen Staaten geregelt werden. 

Bei der UN-Wirtschaftskommission für Europa wird z. Z. das ADN 
(Accord europeen relatif au transport international des marchandises 
dangereuses par voie de navigation interieure) unter Beteiligung der 
Bundesrepublik Deutschland erarbeitet. Die Bundesregierung wird zu 
gegebener Zeit entscheiden, ob sie die Regelungen des ADN auf der 
Donau verbindlich einführen wird. 
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82. Abgeordneter 

Fischer 

(Hamburg) 

(CDU/CSU) 


In welchem Umfang und mit welchen Ergebnis- 
sen sind in den letzten fünf Jahren technische 
Sicherheitskontrollen an deutschen und auslän- 
dischen Binnenschiffen durchgeführt und wie 
sind die dabei erkannten Verstöße qualitativ und 
quantitativ geahndet worden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 27. Januar 1988 


Die Schiffs atteste nach der Rheinschiffs-Untersuchungsordnung und der 
Binnenschiffs-Untersuchungsordnung sowie die zusätzhchen Zulas- 
sungszeugnisse nach ADNR werden nach Untersuchung der Schiffe von 
den zuständigen Behörden mit zeitlich befristeter Gültigkeit ausgestellt. 
Verlängerungen erfolgen auf Grund erneuter Untersuchungen. Insofern 
unterhegt jedes Schiff einer regelmäßigen technischen Überprüfung. 
Zusätzhch werden die Schiffe von der Wasserschutzpolizei in unregel- 
mäßigen Abständen während der Fahrt kontroUiert. 

Erkannte Verstöße werden als Ordnungswidrigkeiten geahndet. Bei 
schweren Mängeln wird das Schiffsattest/Zulassungszeugnis durch die 
zuständige Behörde zurückbehalten oder eingezogen. Damit erhscht die 
Fahrterlaubnis. 

Eine Aussage über die quantiative Ahndung von Verstößen kann die 
Bundesregierung ohne Erhebungen bei der Wasserschutzpohzei der Län- 
der kurzfristig nicht geben, jedoch ist das Zurückbehalten oder Einziehen 
von Schiff sattesten/Zulassungszeugnissen selten erforderlich. 


83. Abgeordneter 

Dr. Schroeder 
(Freiburg) 

(CDU/CSU) 


Unterstützt die Bundesregierung die Bemühun- 
gen, den bisherigen schweizerisch-französischen 
Flughafen Basel-Mulhouse in einen „Euro- Air- 
port Basel- Mulhouse- Freiburg" umzugestalten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 27. Januar 1988 

Der Bundesregierung ist eine beabsichtigte Umgestaltung des schweize- 
risch-französischen Flughafens Basel-Mülhausen in einen „ Euro- Airport 
Basel-Mulhouse-Freiburg" nicht bekannt. Sollte die Bundesregierung um 
Unterstützung diesbezüglicher Bemühungen gebeten werden, wird sie 
entsprechende Pläne unter Berücksichtigung der regionalen Interessen 
prüfen. 


84, Abgeordneter 

Dr. Schroeder 
(Freiburg) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
der nur fünf Kilometer vor der deutschen Grenze 
gelegene Flughafen für die südbadische Wirt- 
schaft, den Fremdenverkehr und die Bäderland- 
schaft eine hervorragende Bedeutung hat und 
weitere Entwicklungschancen bietet, und wel- 
che Folgerungen zieht sie hieraus? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 27. Januar 1988 

Die Bundesregierung hält den Flughafen Basel-Mülhausen für die Anbin- 
dung des Breisgaus an den Luftverkehr für bedeutsam. Sie wird deshalb 
wie bisher grenzüberschreitende Verbindungen des Regionalluftver- 
kehrs mit deutschen Flughäfen durch großzügig gewährte Luftverkehrs- 
rechte fördern. 
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85. Abgeordneter 

Dr. Schroeder 
(Freiburg) 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen für eine entsprechende 
Erweiterung dieses Flughafens in der Dreiländer- 
ecke sind insbesondere hinsichtlich eines besse- 
ren und schnelleren Zugangs von Deutschland 
zu diesem Flughafen nötig und möglich? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 27. Januar 1988 

Der Bundesregierung liegen keine Hinweise über eine eventuell beab- 
sichtigte Erweiterung des Rughafens Basel-Mülhausen vor. Sie kann 
deshalb hierzu nicht Stellung nehmen. Hinsichtlich eines besseren und 
schnelleren Zugangs von Deutschland zu diesem Rughafen wird die 
Bundesregierung regionale Initiativen unterstützen. 


86. Abgeordneter 

Dr. Schroeder 
(Freiburg) 

(CDU/CSU) 


Welche Voraussetzungen sind erforderlich, um 
die neu eingerichtete Rugverbindung Basel- 
Mulhouse -Freiburg nach und von Berlin glei- 
chermaßen in den Genuß der 20prozentigen Ta- 
rifreduzierung durch Bundesunterstützung zu 
bringen wie die übrigen Berlinflüge von deut- 
schen Rughäfen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 27. Januar 1988 

Die Bundesregierung subventioniert Rüge zwischen Berlin und ausländi- 
schen Flughäfen nicht, denn Sinn der Subventionierung der Berlinflüge 
bleibt weiterhin , die einzige unkontrollierte Verbindung Berlins mit dem 
übrigen Bundesgebiet zu fördern. Regionalpolitische Ziele werden mit 
der Rugpreissubventioniening nicht verfolgt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


87. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Segall 

(FDP) 


Inwieweit können Erkenntnisse, die der Sach- 
verständigenrat in seinem Umweltgutachten 
1987 zur Bewertung von Umweltschäden wie- 
dergegeben hat, genutzt werden, um die Proble- 
me einer Schadensbewertung im Umwelthaf- 
tungsrecht zu lösen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
Vom 22. Januar 1988 

Die Darstellungen im Umweltgutachten 1987 (Tz. 215 ff.) beziehen sich 
auf die Bewertungsproblematik der volkswirtschaftlichen Kosten von 
Umweltschäden. Damit knüpft der Sachverständigenrat an seine Überle- 
gungen im Umweltgutachten 1978 (Tz. 1704 ff.) an. 

Volkswirtschaftliche Kostenkategorien beziehen sich auf aggregierte 
Kosten und sind auf das Umwelthaftungsrecht nicht unmittelbar über- 
tragbar. Denn das Umwelthaftungsrecht ist individualrechtlich geprägt. 
Es soll den Schadensausgleich im Einzelfalle regeln. 
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Die Ausführungen des Sachverständigenrats zu den erheblichen volks- 
wirtschaftlichen Kosten von Umweltschäden unterstreichen aber die Not- 
wendigkeit, das geltende Umwelthaftungsrecht zu verschärfen. Wie Sie 
wissen, hat die Koalition die Ausdehnung der Gefährdungshaftung auf 
Luft und Boden beschlossen. 

Die Bundesregierung wird gesetzliche Regelungsvorschläge erarbeiten, 
sobald die Ergebnisse der interministeriellen Arbeitsgruppe von Bundes- 
ministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit/Bundesmini- 
sterium der Justiz zum Umwelthaftungsrecht vorliegen. 


Stimmt die Bundesregierung mit der Ansicht von 
Fachleuten überein, daß die Kanalisationsnetze 
insbesondere in den Großstädten überaltert sind, 
und wie hoch schätzt sie den Anteil der sanie- 
rungsbedürftigen Kanalisationsstrecken sowie 
den Bedarf an Investitionsmitteln, um den beste- 
henden Sanierungsrückstand aufzuholen und 
die Substanzerhaltung künftig sicherzustellen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 26. Januar 1988 

Die Bundesregierung stimmt mit den Fachleuten darin überein, daß vor 
allem in Großstädten nicht unerhebhche Teile der Kanalisationsnetze 
überaltert sind und erneuert werden müssen. Sie hält die Schätzung von 
Experten, wonach die Sanierung überalterter bzw. undichter öffentlicher 
Kanäle mehr als 50 Milliarden DM an Investitionen erfordern wird,' der 
Größenordnung nach für möglich. Für eine genauere Nachprüfung wären 
umfangreiche Erhebungen und Untersuchungen in einer großen Zahl 
von Gemeinden erforderlich. Schätzungen über den für die Substanzer- 
haltung künftig notwendigen Investitionsbedarf in den kommenden Jah- 
ren und Jahrzehnten liegen nicht vor. Auf Grund weiterentwickelter 
Baustoffe und verbesserter Bautechnologien werden aber zumindest mit- 
telfristig nur bei besonders ungünstigen Abwasser- oder Untergrundver- 
hältnissen erhöhte Aufwendungen erforderlich sein. 


88. Abgeordneter 
Kraus 
(CDU/CSU) 


89. Abgeordneter Wie wird sich nach Ansicht der Bundesregierung 

Kraus die sich verschlechternde Finanzausstattung der 

(CDU/CSU) Gemeinden auf den Ausbau bzw. die Erneue- 

rung der Kanahsationsnetze und der Kläranla- 
gen auswirken? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 26. Januar 1988 

Es ist davon auszugehen, daß die Kommunen die Kosten für den Ausbau 
und die Erweiterung der Kanalisationsnetze und Kläranlagen über ihre 
Gebührenhaushalte finanzieren. 

Vor diesem Hintergrund erleichtert der Bund den Kommunen die Vorfi- 
nanzierung insbesondere von Investitionen zur Verbesserung der Abwas- 
serreinigung und zur Erweiterung der Kanalisationsnetze durch zinsgün- 
stige Kredite. 

Zinsverbilligte Finanzierungsmöglichkeiten für solche Vorhaben stehen 
auf Bundesebene vor allem im Rahmen der von der Bundesregierung 
beschlossenen Maßnahmen zur Stärkung des Wachstums und im Rah- 
men des ERP-Abwasserreinigungsprograitims zur Verfügung. 
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90. Abgeordneter 

Brauer 

(DIE GRÜNEN) 


Wie begründet die Bundesregierung die nach- 
trägliche Kürzung der Fläche des Naturschutz- 
Großprojektes Dannenberger Marsch (Nieder- 
sachsen) um mehr als 50 v. H.? 


Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 22. Januar 1988 

In Abstimmung mit den für Naturschutz zuständigen Fachbehörden des 
Landes Niedersachsen und dem potentiellen Projektträger, dem Land- 
kreis Lüchow-Dannenberg, wird das beabsichtigte Naturschutzvorhaben 
die gesamte Dannenberger Marsch umfassen. Die Fördermaßnahmen 
sollen sich jedoch auf mehrere Kemgebiete im wesentlichen Bereich der 
Marsch beschränken, da im östlichen Teü der Marsch (Bereich Quick- 
born) ein Flurbereinigungsverfahren mit dem vorrangigen Ziel einer 
Verbesserung der agrarstrukturellen Verhältnisse anhängig ist. Dies hat 
zur Folge, daß - unbeschadet der Einbeziehung der gesamten Dannen- 
berger Marsch - Fördermittel des Naturschutzes für diesen Teil nicht zur 
Verfügung gestellt werden können. 


91. 


Abgeordneter 

Brauer 


(DIE GRÜNEN) 


Wie verhält sich die Bundesregierung zu den für 
das Gebiet vorgesehenen EG-Sondermitteln zur 
Intensivierung der Landwirtschaft durch Ent- 
wässerungsmaßnahmen, die der Intention der 
Bundesregierung „Sicherung des Feuchtgebie- 
tes von internationaler Bedeutung" entgegen- 
laufen, und welche Maßnahmen will sie zur 
Sicherung dieses Feuchtgebietes unternehmen? 


Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 22. Januar 1988 

Die Bundesregierung hat den niedersächsischen Minister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten darauf hingewiesen, daß sie die Durchfüh- 
rung in der Dannenberger Marsch beabsichtigter Entwässerungsmaß- 
nahmen mit der Erklärung der Nummer 6 der Einführung zum Rahmen- 
plan über die Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung der Agrastruktur 
und des Küstenschutzes für unvereinbar hält und - sofern die Förderge- 
biete des Naturschutzes und der Wasserwirtschaft identisch sind - eine 
gleichzeitige Förderung aus beiden Programmen nicht für gerechtfertigt 
erachtet. Die Entscheidung, welche Förderung im Bereich der Dannen- 
berger Marsch zum Tragen kommen soll, liegt jedoch in der Zuständig- 
keit der niedersächsischen Fachbehörden. Eine Stellungnahme des Lan- 
des Niedersachsen liegt der Bundesregierung hierzu bisher nicht vor. 

Sofern die für eine Förderung von Naturschutzvorhaben gesamtstaatlich 
repräsentativer Bedeutung erforderlichen naturschutzfachlichen Voraus- 
setzungen gegeben sind, ist die Bundesregierung nach wie vor bereit, 
Bundesmittel dieser Förderung bereitzustellen, um den Projektträger in 
die Lage zu versetzen, die erforderlichen Maßnahmen zur Sicherung des 
Feuchtgebietes Dannenberger Marsch durchführen zu können. 


92. Abgeordneter Welche Maßnahmen will die Bundesregierung 

Brauer ergreifen, um die Existenzbedingungen der dort 

(DIE GRÜNEN) ansässigen Landwirte zu sichern bzw. zu verbes- 

sern, ohne jedoch zugleich die Existenz des 
Feuchtgebietes zu gefährden? 
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Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 22 , Januar 1988 

Die Förderung gesamtstaatlich repräsentativer Naturschutzvorhaben 
dient ausschließlich den Zwecken desJMaturschutzes* Allerdings können 
diese Ziele nur im Zusammenwirken mit der örtlich ansässigen Landwirt- 
schaft erreicht werden. Umfang, Art und Intensität der Land- und Forst- 
wirtschcift dürfen die Naturschutzziele jedoch nicht unterlaufen. Unzu- 
mutbare Erschwernisse, die sich aus dieser Zielkonkurrenz für die Land- 
und Forstwirtschaft ergeben, müssen ausgeglichen werden. Die Reali- 
sierbarkeit des Projektes hängt wesentlich von der Mitwirkung des Lan- 
des Niedersachsen ab. Die Bereitschaft hierzu wurde durch das Land im 
Rahmen der rechtlichen und finanziellen Möglichkeiten grundsätzlich in 
Aussicht gestellt. 

Welche Maßnahmen wurden im Aluminiumwerk 
Töging zwischenzeitlich ergriffen, um die Fluor- 
immissionen auf den umliegenden landwirt- 
schaftlich genutzten Flächen zu verringern? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gröbl 
vom 26. Januar 1988 

Von der Vereinigten Aluminiumwerke AG wurden folgende emissions- 
mindemde Maßnahmen zur Verringerung der Fluorbelastung in der 
Umgebxmg des Werkes in Töging ergriffen: Von den Ofenhäusern 1 und 2 
ist das Ofenhaus 2 bereits saniert worden - u. a. aus Mitteln der Bundes- 
regiening im Rahmen des Altanlagenprogramms zur Luftreinhaltung - 
und erfüllt damit die Anforderungen der TA Luft 1986. 

Durch technische Maßnahmen konnten auch beim Ofenhaus 1 die Emis- 
sionen erheblich gesenkt werden. Damit werden zwar die Anforderungen 
der TA Luft 1986 noch nicht erfüllt. Der Aufsichtsrat der Vereinigten 
Alunüniumwerke AG hat aber beschlossen, bis 1990 auch das Ofen- 
haus 1 entsprechend den Anforderungen der TA Luft 1986 zu sanieren. 

94. Abgeordneter 
Spilker 
(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gröbl 
vom 26. Januar 1988 

Die Bundesregierung hat 1983 im Rahmen der Novellierung der TA Luft 
eingehende Regelungen zum Schutz besonders empfindlicher Tiere, 
Pflanzen und Sachgüter bei Immissionen an Fluorwasserstoff und son- 
stige anorganische gasförmige Fluorverbindungen getroffen. Die TA Luft 
enthält ferner Grundsätze für die Beurteilung der Zumutbarkeit. Im 
vorliegenden Fall sieht die Bundesregierung mit Rücksicht auf das 
anhängige Gerichtsverfahren von einer Stellungnahme zur Frage der 
Zumutbarkeit 

95. Abgeordneter 
Spilker 
(CDU/CSU) 


Ist auf Grund der neuesten Futtermitteluntersu- 
chungen vom September 1987 auf den um das 
Werk liegenden landwirtschaftlich genutzten 
Flächen, bei denen ausnahmslos deutlich über 
den Grenzwerten des Futtermittelrechtes liegen- 
de Ruorgehalte festgestellt wurden, davon aus- 


Hält es die Bimdesregienmg für zumutbar, daß 
ein Betrieb über Jahre umliegende Flächen nüt 
Fluor kontaminiert, so daß die dort angebauten 
Futtermittel nicht öder nur verschnitten mit un- 
belastetem Futter an das Vieh verabreicht wer- 
den dürfen? 


93. Abgeordneter 
Spilker 
(CDU/CSU) 
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zugehen, daß die bislang getroffenen Maßnah- 
men zur Verringerung von Fluorimmissionen 
keine wesentliche Verbesserung gebracht 
haben? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gröbl 
vom 26. Januar 1988 

Um die Auswirkung von Maßnahmen zur Emissionsminderung auf die 
Vegetation in der Umgebung einer Anlage beurteilen zu können, bedarf 
es langjähriger Vergleichsimtersuchungen. Bei der Beurteilung der 
Schadstoffbelastung von Futterpflanzen kommt den unterschiedlichen 
meteorologischen Bedingungen (Regen- und Trockenperioden sowie vor- 
herrschende Windrichtungen) in den eirizelnen Jahren und bei der Ent- 
nahme der Proben eine besondere Bedeutimg zu. Darüber hinaus können 
Fluorgehalte im Futter nur bei Pflanzen derselben Art miteinander vergli- 
chen werden, weil Form und Oberfläche der Pflanzen das Ergebnis 
wesentlich beeinflussen. Deshalb kann allein aus Ergebnissen von Futter- 
mittelxmtersuchimgen im September 1987 nicht geschlossen werden, daß 
die getroffenen Maßnahmen keine wesentliche Veränderung bewirkt 
haben. Es spricht hingegen vieles dafür, daß cüe Immissionssituation der 
Umgebung der Hütte sich seit 1979 erheblich verbessert hat, weil cüe 
jährüchen Fluoremissionen von 220 Tonnen auf 70 Tonnen herabgesetzt 
worden sind. . 

96. Abgeordneter Sieht clie Bundesregierung Mögüchkeiten, den 

Spilker fluorgeschäcügten Landwirten auch außerhalb 

(CDU/CSU) des seit Jahren anhängigen Gerichtsverfahrens 

Schadensausgleich zu gewähren? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gröhl 
vom 26. Januar 1988 

Ungeachtet der Frage, ob Schadenersatzansprüche gegen den Emitten- 
ten bestehen, sieht cüe Bundesregierung keine Mögüchkeit, seitens des 
Bundes Zahlimgen zu leisten. 


Welche Maßnahmen, z. B. durch Vereinbarungen 
mit der Automobiündustrie, ergreift cüe Bundes- 
regienmg, damit künftig in alle neuen Automo- 
büe Kraftstoffverdunstungsrückhaltesysteme, 
mit denen bereits zwei große Aütomobilherstel- 
1er regelmäßig ihre neuen Fahrzeugtypen aus- 
statten, eingebaut werden und zusätzlich durch 
geeignete Systeme" auch cüe bei der Betankung 
sonst entweichenden Benzindämpfe zurückge- 
führt werden? 

Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 27. Januar 1988 

Die Begrenzung der Verdunstungsemissionen von Kraftfahrzeugen mit 
Ottomotor sind bereits Bestandteü nationaler Vorschriften. Durch cüe 
Zehnte Verorcünmg zur Änderung der Straßenverkehrs-Ziüassungs-Ord- 
nung (StVZO) vom 2. Dezember 1985 wurde in Anlage XXIll zu § 47 
StVZO (Übernahme der US- Vorschriften) für Fahrzeuge mit Ottomotor 
eine Begrenzung der Verdunstungsemissionen auf 2,0 Gramm Kohlen- 
wasserstoffe in einem genau definierten Verdunstungstest vorgeschrie- 
ben. Fahrzeuge, cüe nach cüeser Anlage XXIII zugelassen werden, sind 
daher in der Regel mit einem Aktivkohlefilter zur Reduzierung der 


97. Abgeordneter 

Baum 

(FDP) 
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Verdunstungsemissionen ausgerüstet. Auch in die europäische Abgas- 
richtiinie soll eine Begrenzung der Verdunstungsemissionen aufgenom- 
men werden. Der Umweltministerrat hat daher die EG-Kommission auf- 
gefordert, hierzu einen Vorschlag vorzulegen. Die Arbeiten auf Experten- 
ebene laufen zur Zeit. Auch die Möglichkeiten einer Verminderung der 
Umschlag- und Betankungsverluste auf dem Wege von der Raffinerie bis 
zum Betanken des Fahrzeugs an der Tankstelle werden im Rahmen von 
Forschungsvorhaben zur Zeit untersucht. Sobald die Ergebnisse dieser 
Vorhaben vorliegen, wird über konkrete Maßnahmen zu entscheiden 
sein. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeldewesen 

98. Abgeordneter Welche Auswirkungen haben die neuen Rege- 

Bemrath lungen zu Jugendwohnheimen aus August 1987 

(SPD) auf den Bestand und die Belegung der Jugend- 

wohnheime der Deutschen Bundespost gehabt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 27. Januar 1988 

Die neuen Regelungen haben sich auf den Bestand an Jugendwohnhei- 
men und die Belegung der Jugendwohnheime der Deutschen Bundespost 
(DBP) nach dem Stand vom 1. Oktober 1986 und 1. Oktober 1987 wie 
nachstehend angegeben ausgewirkt: 



1. Okto- 
ber 1986 

1. Okto- 
ber 1987 

Unter- 

schied 

Bestand an Jugendwohnheimen 

41 

38 

- 3 

Bestand an Wohnplätzen 

3719 

3406 

- 313 

Zahl der unbelegten Wohnplätze 

523 

410 

- 113 

Belegung mit Minderjährigen 

703 

684 

- 19 

Belegung mit Auszubildenden 
(älter als 18 Jahre) 

756 

755 

- 1 

Belegung mit Arbeitskräften 
(älter als 18 Jahre) 

1638 

1556 

- 82 


Von der DBP werden insgesamt weitere 850 Auszubildende in Heimen 
von Trägern der Jugendhilfe untergebracht und teilweise verpflegt. 


Die DBP ist nicht Träger der öff entheben oder freien Jugendhilfe. Eine 
Notwendigkeit, Jugendwohnheime zu unterhalten, ergibt sich für die 
DBP dann, wenn von den nach dem Jugend wohlfahrtsgesetz (JWG) 
zuständigen Trägem keine oder nicht in ausreichender Anzahl geeignete 
Wohnplätze zur Verfügung gestellt werden. 

Bei der Ermittlung des Bedarfs an Jugendwohnheimen der DBP wird 
grundsätzheh der durch § 78 JWG bestimmte Personenkreis (Minderjäh- 
rige) zugrunde gelegt. Nach § 78 JWG wachen die Landesjugendämter 
darüber, daß die Minderjährigen nur von Erziehern oder sozialpädadogi- 
schen Fachkräften mit staatlich anerkannter Prüfung betreut werden. 
Kräfte der DBP dürfen ohne staatlich anerkannten Quahfikationsnach- 
weis nicht mehr als Betreuer eingesetzt werden. 

99. Abgeordneter Wie hat sich die Zahl der Jugend wohnheimbe- 

Bemrath treuer in den Jugendwohnheimen der Deutschen 

(SPD) Bundespost (Soll und Ist) seit dem 1. Januar 1985 

entwickelt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 27. Januar 1988 

Die Zahl der Jugendwohnheimbetreuer hat sich seit 1. Januar 1985, 
jeweils nach dem Stand vom 1. Oktober, wie nachstehend angegeben 
entwickelt. In den Zahlen sind die Jugendwohnheimbetreuer mit staat- 
lich anerkannter Ausbildung und die übrigen Betreuer ohne anerkannte 
Ausbüdung enthalten. 


Jahr 

Soll 
(für Be- 
treuung 
aller z. Z. 
unterge- 
brachten 
Bewohner) 

SoU 
(für Be- 
treuung 
Minder- 
jähriger) 

Ist 

(Betreuer 

insgesamt) 

Ist 

(Betreuer 
mit an- 
erkannter 
Aus- 
büdung) 

1984 

126 davon 52 

206 davon 149 

1985 

110 davon 54 

192 davon 138 

1986 

108 davon 54 

185 davon 132 

1987 

80 davon 46 

162 davon 115 


Nach dem Stand vom 1. Oktober 1987 sind für die Unterbringung der 
rund 700 Minderjährigen nur noch 18 Jugendwohnheime an 16 Orten, 
davon in Frankfurt/Main und in München je zwei, erforderlich. Für je 
30 Minderjährige sind zur Betreuung je ein staatHch anerkannter Erzie- 
her -je Jugendwohnheim jedoch mindestens zwei - entsprechend einer 
Regelung der Bundesarbeitsgemeinschaft der Landesjugendämter und 
der überörtlichen Erziehungsbehörden vom 30. Oktober 1981 einzu- 
setzen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


100. Abgeordneter Wird die Bundesregierung die Kostenmietenre- 

Menzei gelung im Sozialwohnungsbestand innerhalb 

(SPD) von acht Jahren in die Vergleichsmietenrege- 

lung überführen, und wann wird sie hierzu Ent- 
scheidungen treffen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Echternach 
vom 26. Januar 1988 

Die Bundesregienmg beabsichtigt nicht, den gesetzgebenden Körper- 
schaften vorzuschlagen, die Kostenmietenregelung im Sozialwohnungs- 
bestand innerhalb von acht Jahren in die Vergleichsmietenregelung 
zu überführen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit 


101. Abgeordneter 
Volmer 
(DIE GRÜNEN) 


In welchem Umfang (mengen- und wertmäßig) 
hat die Bundesrepublik Deutschland in 1987 
Nahrungsmittelhilfe geleistet, und in welchem 
Maße wurde dabei auf regionale Getreidevorräte 
zurückgegriffen („Dreieckskooperation") oder 
Mittel für die „landwirtschaftliche Strukturhilfe" 
umgewidmet? 
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Antwort des Bundesministers Klein 
vom 29. Januar 1988 

Die Bundesregierung hat im Jahre 1987 im Rahmen der Nahrungsmittel- 
hilfe insgesamt 

- 242 864 Tonnen Getreide im Wert von rund 103,3 Millionen DM und 

- 51 861 Tonnen Nichtgetreideprodukte (insbesondere Speiseöl, Hül- 
senfrüchte, Zucker und Müchpulver) im Wert von rund 51,9 Millionen 
DM 

an Entwicklungsländer geliefert. 

An Getreide wurden 33 370 Tonnen (13,7 v. H.) im Wert von rund 10,7 
Millionen DM (10,4 v. H.) in Drittländern aufgekauft und 34 859 Tonnen 
(rund 14,4 v. H.) im Wert von rund 16,7 Millionen DM (16,1 v. H.) im 
Empfängerland selbst gekauft. 

Von den Nichtgetreideprodukten wurden 8 816 Tonnen (17 v. H.) im Wert 
von 8,2 Millionen DM (15,8 v. H.) in Drittländern und 13 018 Tonnen 
(25,1 V. H.) im Wert von 8,8 Millionen DM (17 v. H.) im Empfängerland 
selbst aufgekauft. 

Mittel der Finanziellen Zusammenarbeit - auch solche für landwirtschaft- 
liche Strukturanpassungsprogramme - werden grundsätzlich nicht für 
die Beschaffung von Nahrungsmitteln verwendet. 


102. Abgeordneter 
Volmer 
(DIE GRÜNEN) 


Welche bundesdeutsche entwicklungspolitische 
Durchführungsorganisation, Consulting- oder 
Privatfirma wird mit der Beratung der liberia- 
nischen nationalen Forstbehörde und der Förde- 
rung eines Ausbüdungssägewerkes betraut, und 
welches Konzept liegt der Bundesregierung zum 
Schutz und der Bewirtschaftung der tropischen 
Wälder Liberias vor (Wiederaufforstung mit wel- 
chen Baumarten, landwirtschaftliche Nutzung, 
Art der Holzverarbeitung)? 


Antwort des Bundesministers Klein 
vom 29. Januar 1988 

Im Rahmen der Technischen Zusammenarbeit mit Liberia im Bereich 
der Forst- und Holzwirtschaft werden in zwei konzeptionell aufein- 
ander abgestimmten Vorhaben die nationale Forstbehörde FDA (Forest 
Development Authority) durch die GTZ und das staatliche Ausbüdungs- 
sägewerk „Bomiwood" durch die private Consultingfirma GOPA (im 
Unterauftrag der GTZ) unterstützt. 

Das beiden TZ-Vorhaben zugrundeliegende Konzept einer auf Wald- 
erhaltung und geregelte Forstresourcennutzung gerichteten forst- imd 
holzwirtschaftlichen Entwicklung entspricht den Zielen und Grund- 
sätzen des international verabschiedeten „Tropenwald- Aktionsplanes" 
(FAO). 

Hauptziel des „Bomiwood "-Vorhabens ist neben der Ausbüdung von 
holzwirtschaftlichen Fachkräften die Demonstration einer nachhaltigen 
Forstnutzung und -bewirtschaftung im Rahmen einer Modelleinheit der 
bestehenden Forstkonzession. 

Schwerpunkt ist dabei die Verarbeitung des gesamten anfallenden Rund- 
holzes der Waldkonzession zu Schnittholz, d. h. Mehrwertschaffung im 
Land. Vom Bomiwood wird im Unterschied zu anderen liberianischen 
Holzkonzessionären kein Rundholz exportiert. 
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103. Abgeordneter In welche Länder und durch welche Firmen soll 

Volmer das Tropenholz exportiert werden? 

(DIE GRÜNEN) 


Antwort des Bundesministers Klein 
vom 29. Januar 1988 

Bomiwood exportiert ca. 50 v. H. (= ca. 4 000 mVJahr) seiner Schnitt- 
holzproduktion hauptsächlich in die Bundesrepublik Deutschland. Der 
Export erfolgt direkt vom Bomiwood. 


Bonn, den 29. Januar 1988 
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